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Schwerpunkt

Landbesitz

Wurzeln der Gewalt 
Der Grund für politische Unruhen in Kenia sind 
nicht nur ethnische Spannungen, sondern sie 
rühren häufig aus Landkonflikten, erklärt GIZ-
Mitarbeiter Paul Kawegah. � Seite 19

Landrechtssicherheit 
Das BMZ arbeitet an Initiativen, den Zugang  
zu Land für die arme Bevölkerung fairer und 
sicherer zu gestalten, berichtet Abteilungsleiter 
Gunther Beger. Auch in Sierra Leone fehlt es 
Kleinbauern an eigenem Land, erläutert der 
Journalist Elijah Grega. � Seiten 21, 23

Problem Kommerzialisierung 
Im Tschad werden Konflikte um Land oft 
gewaltsam ausgetragen. Sie zerstören die 
Lebensgrundlagen vieler Bauern, beklagt der 
Aktivist Djeralar Miankeol.� Seite 24

Folgen des Kolonialismus 
Trotz der Unabhängigkeit seit 1990 ist Landbe-
sitz in Namibia noch immer nicht gerecht 
verteilt, und die kolonialen Strukturen wirken 
nach, erklärt der Wissenschaftler Henning 
Melber. Auch in Guinea-Bissau sind viele heu-
tige Landkonflikte ein koloniales Erbe, schrei-
ben die Friedensaktivisten Armando Mussa 
Sani und Jasmina Barckhausen� SeiteN 26, 29

Landkonflikte Kambodschas  
Auch in Kambodscha fehlt es vielfach an Land-
rechtssicherheit für Kleinbauern. Die Gutachter 
Frank Bliss und Karin Gaesing beschreiben 
Projekte, die an Lösungen arbeiten. Der Journa-
list Sun Narin erklärt, woher die Landkonflikte 
in Kambodscha rühren.� Seiten 31, 34

Überfüllte Räume 
Besonders in Städten ist Grund teuer. Viele 
arme Menschen müssen dicht gedrängt in 
informellen Siedlungen ohne Sicherheit  
leben. Viele indische Slumbewohner müssen 
laut der Journalistin Roli Mahajan die 
Räumung fürchten.� Seite 36

Sorge um die Schwächsten 
Das neue Rahmenwerk der Weltbank bringt 
arme Menschen in Gefahr, vertrieben und 
marginalisiert zu werden, fürchtet Korinna 
Horta von Urgewald.� Seite 38

Titel: Umstrittenes Land in Kenia.  

Foto: msw/45 presse
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Grund und Boden sind keineswegs selbstverständlich individuelles Eigen-
tum. Bis zur Frühgeschichte wurde Land fast ausschließlich gemeinschaft-
lich genutzt, und in vielen Gegenden der Welt ist kollektiver Grundbesitz bis 
heute normal. Für nicht sesshafte Gemeinschaften, die es auf allen Konti-
nenten gibt, ergibt alles andere wenig Sinn. 

Moderne Marktwirtschaften brauchen indessen klare Eigentums-
rechte, damit ökonomische Entscheidungen präzise berechnet werden kön-
nen. Derweil wächst die Weltbevölkerung, Ressourcen werden knapper, und 
die Konkurrenz um sie wird härter. Übernutzung und der Klimawandel tun 
ihr Übriges. Die Knappheit lässt die Preise steigen. Grund und Boden werden 
mehr und mehr zum Spekulationsobjekt.

Die Urbanisierung rast voran, und Städte verleiben sich Flächen ein, die 
der Landwirtschaft dann fehlen. Preise steigen, Menschen werden verdrängt. 
Arme vom Land landen häufi g in Slums großer Städte. Wird das Areal, auf dem 
sie leben, wirtschaftlich interessant, werden sie schnell wieder vertrieben.

Streit um Land hat existenzielle Bedeutung. Es geht um Wohnen und 
Lebenserwerb. Auch Identitätsfragen sind oft berührt, zuweilen auch reli-
giös aufgeladen. Formales Recht und traditionelle Vorstellungen passen 
nicht unbedingt zusammen – das gilt besonders dort, wo koloniale Struk-
turen in ehemaligen Kolonien ebenso fortwirken wie alte Traditionen. 

Land ist nicht gleich Land. Eine Parzelle im Zentrum Tokios hat einen 
anderen Wert und Nutzen als ein Stück Wüste und wieder einen anderen als 
ein Teil einer Oase in dieser Wüste. Doch wo Land für Menschen wertvoll ist, 
ähneln sich die Probleme. Frauen und Minderheiten werden oft benachteiligt. 

Dort, wo es kein formales Landrecht gibt oder dieses nicht durchge-
setzt wird, herrscht das Recht des Stärkeren. Mächtige stecken einfach ihren 
Claim ab, das ist Privatisierung durch Faktenschaff en. Provinzfürsten ver-
kaufen Gemeinschaftsland – oder solches mit unklaren Besitzverhältnissen 
– an Investoren; Stadtoberhäupter „entwickeln“ Flächen mit informellen 
Siedlungen für Einkaufszentren und Bürotürme. 

Große entwicklungspolitische Herausforderungen sind: 
 � Bestehendes Gewohnheitsrecht muss formal anerkannt werden.
 � Es müssen Formen gefunden werden, wie mit diesen Nutzungsrechten 

gehandelt werden kann, damit das Land möglichst produktiv genutzt wird.
 � Marginalisierte Bevölkerungsgruppen, die auch gewohnheitsrechtlich 

benachteiligt sind, dürfen nicht noch weiter an den Rand gedrängt werden.
Die UN-Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation hat dazu 2012 

kluge freiwillige Leitlinien beschlossen. Gute Lösungen ermöglichen lang-
fristig sozialverträgliche Entwicklung. Das Thema ist konfl iktträchtig, weil 
die Interessen mächtiger Eliten aus Politik und Wirtschaft berührt sind. Dass 
viele Vorhaben des Zivilen Friedensdienstes mit Landkonfl ikten zu tun ha-
ben, ist kein Zufall (er wird übrigens wie E+Z/D+C vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung über Engagement Glo-
bal gefördert).  Formales Recht zu Besitz, Nutzung und Weitergabe von Land 
ist nicht überall fair. Wer ständig Vertreibung fürchten muss, kann sich kaum 
eine sichere Existenz aufb auen. Hunderte Millionen Menschen leben in die-
ser Situation.

   im Dossier auf unserer 

website fi nden Sie alle 

Essays aus diesem 

Schwerpunkt sowie weitere 

verwandte Beiträge: 

www.dandc.eu/node/3093

EDitoriAl

Vom Nutzen und Besitzen

Neuer Wissensbedarf
Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung fordert eine Neuausrichtung globaler 
Entwicklungspolitik. Sie beinhaltet scheinbar 
einfache Universalitätsprinzipien: Die 
Agenda gilt für alle Staaten, niemand soll 
zurückgelassen werden. Diese Leitprinzipien 
haben Konsequenzen für die begleitenden 
Wissenssysteme, sagen Martin Noltze und 
Sven Harten von DEval. SEitE 16

Steuern sind nötig
Entwicklungsländer brauchen eigene 
Staatseinnahmen, um Fortschritte zu 
erreichen. Viele afrikanische Staaten haben 
allzu geringe Steuerquoten. Thomas 
 Silberhorn, Parlamentarischer Staats sekretär 
im Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), 
erläutert, was zu tun ist – und wie die 
deutsche Entwicklungspolitik Partner bei 
dieser Aufgabe unterstützt.  SEitE 10
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Verdursten Tiere, folgen Menschen
Der Zugang zu Wasser ist für Mensch und 
Tier überlebenswichtig. Im ländlichen 
Raum sind die Verfl echtungen von Wasser 
und Mensch-Tier-Gesundheit off ensichtlich, 
schreibt Cornelia Heine von Tierärzte ohne 
Grenzen.  SEitE 14

KAtJA DoMBrowSKi

ist redakteurin von E+Z 

Entwicklung und Zusammenarbeit / 

D+C Development and Cooperation.

euz.editor@fs-medien.de

www.dandc.eu/node/3093
https://www.dandc.eu/de/contributors/katja-dombrowski
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Zivilgesellschaft

Ungleiche Staatsbürger

In den USA gewinnen philanthropische Ein-
richtungen an Bedeutung – mit internationa-
len Auswirkungen. David Callahan unter-
sucht in einem neuen Buch die Großspender 
und ihre Motive.

Von Hans Dembowski

2015 versprachen Mark Zuckerberg, der 
Facebook-Gründer, und seine Frau Priscilla 
Chan, 95 Prozent ihres Vermögens von sei-
nerzeit rund 45 Milliarden Dollar im Laufe 
ihres Lebens wohltätig zu spenden. Ihr Ver-
mögen war so viel Wert wie die gesamten 
Ersparnisse der unteren 20 Prozent der US-
Haushalte. Zuckerberg und Chan kündigten 
an, sie wollten sich für „Chancengleichheit“ 
einsetzen, damit niemand wegen Nation, 
Familie oder anderer Geburtsumstände be-
nachteiligt werde. 

Ein weiterer prominenter amerika-
nischer Philanthrop ist Michael Bloomberg, 
der Gründer des gleichnamigen Finanzin-
formationsdienstes und ehemalige New 
Yorker Bürgermeister. Sein Vermögen wird 
auf etwa 40 Milliarden Dollar geschätzt. Er 
interessiert sich unter anderem für Klima-
schutz und die Reduktion der Zahl von Ver-
kehrstoten in Entwicklungsländern. Auch 

Bill Gates, Warren Buffett und George Soros 
sind spendenfreudige Milliardäre. Gates und 
Buffett finanzieren die Bill & Melinda Gates 
Foundation, während George Soros die Open 
Society Foundations am Laufen hält. 

Alle genannten Personen beeinflussen 
internationales Geschehen. David Callahan 
beschäftigt sich mit ihnen in seinem Buch 
„The Givers“. Er hat umfangreiche Infor-
mationen über superreiche Amerikaner, die 
die Welt – oder zumindest ihre Heimatstadt 
– verändern wollen, zusammengetragen. 
Dass er letztlich nur mit Anekdoten argu-
mentiert, ist ihm nicht vorzuwerfen. Über 
Arme gibt es umfangreiche Studien, aber 
die Superreichen dieser Welt schützen ihre 
Privatsphäre. 

Callahans Buch bietet eine weitrei-
chende Einschätzung der wachsenden Be-
deutung philanthropischer Einrichtungen 
in den USA. Er lässt keinen Zweifel daran, 
dass dieser Trend das Resultat wachsender 
Ungleichheit ist. Ein paar „Superbürger“, 
wie er sie nennt, hätten zunehmend die 
Finanzmittel, um in der Zivilgesellschaft 
den Ton anzugeben, während immer mehr 
gewöhnliche Staatsbürger sich ohnmächtig 
fühlten und aus dem öffentlichen Leben 
zurückzögen. In vielen Ländern verlieren 

Organisationen, die sich auf viele Mitglieder 
stützten, an Einfluss, und die Wahlbetei-
ligung sinkt. Derweil wächst die Kluft zwi-
schen Reich und Arm. 

Extrem reiche Menschen, die Stif-
tungen gründen und ihnen ihr Vermögen 
spenden, nehmen politisch Einfluss, wie 
Callahan ausführt. Zum Beispiel böten sie 
an, Vorhaben mitzufinanzieren, wenn denn 
auch öffentliches Geld fließt. Aus Sicht des 
Autors sollten aber demokratisch gewählte 
Amtsträger über die Mittel verfügen, die nö-
tig sind, um öffentliche Güter bereitzustel-
len. Tun sie das nicht, stelle sich die Frage, 
ob die Reichen ausreichend besteuert wür-
den. Angesichts hoher öffentlicher Schul-
den und kommender Rentenlasten rechnet 
er aber mit weiter wachsendem Einfluss der 
Philanthropen.  

Megaspender prägen die Politik von 
der Stadtplanung bis hin zu auswärtigen 
Angelegenheiten, wie Callahan ausführt. 
Kommunalen Verantwortungsträgern sind 
Spenden willkommen, und im Gegenzug 
lassen sie die Wohltäter entscheiden, wo ein 
neuer Park entsteht oder welcher erneuert 
wird. Thinktanks, die von privaten Geldge-
bern leben, mischen derweil in der Diskus-
sion darüber mit, wie Washington mit glo-
balen Umweltproblemen, Handelsverträgen 
oder auch dem Atomprogramm des Iran 
umgehen soll.  

Rechte Denkfabriken

Ob diese Institutionen wirklich immer dem 
Gemeinwohl dienen, steht dahin. Wie Cal-
lahan berichtet, finanzieren Milliardäre wie 
Robert Mercer oder die Brüder Charles und 
Robert Koch konservative Denkfabriken, 
die für Leugnung des Klimawandels und ag-
gressive Kampagnen für Steuersenkungen 
bekannt sind. Laut Callahan betrug 2015 
der Haushalt des einflussreichen American 
Enterprise Institutes 55 Millionen Dollar. 
Dieses Geld hätten nur rund 1 500 Spender 
zur Verfügung gestellt, die ihre Zahlungen 
von der Steuer absetzen konnten. 

Callahan sorgt sich mehr um die Un-
gleichheit im öffentlichen Leben als darü-
ber, dass philanthropische Übermacht an 
einem Strang ziehen könnte. Es gebe sehr 
viele Großspender mit vielen verschiedenen 
Anliegen. Er betont aber, dass sie wirt-
schaftspolitisch alle konservativ denken, 
denn ihrer persönlichen Erfahrung nach 
funktioniert das System ja gut. 

Mark Zuckerberg 

und seine Frau 

versprechen, 

Ungleichheit zu 

bekämpfen. Ihr 

Vermögen ist größer 

als die gesamten 

Ersparnisse des 

untersten Fünftels 

der Haushalte in  

den USA. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/hans-dembowski
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Relevante Akteure

Der Bundesverband Deutscher 
Stiftungen hat einen Bericht 
über das entwicklungspolitische 
Engagement seiner Mitglieder 
veröff entlicht. Dieser „Stiftungs-
report“ bietet Einblicke in deren 
Arbeit, liefert aber leider keinen 
befriedigenden Überblick über 
das Geschehen. 

Das Dokument erklärt, 
was die Nachhaltigkeits-Ent-
wicklungsziele (Sustainable De-
velopment Goals – SDGs) sind, 
dass diverse Akteure zu ihrer Er-
reichung beitragen müssen und 
dass die deutschen Stiftungen 
das auch tun werden. Mehrere 
Stärken dieser unabhängigen 
Akteure werden erläutert: 

 � Sie können weltweit frei 
mit Partnern kooperieren und 
auch dort aktiv werden, wo das 
staatlichen deutschen Instituti-
onen aus politischen Gründen 
unmöglich ist. 

 � Sie testen neue Konzepte 
und können sie schnell auswei-
ten.  

 � Sie fördern Partizipation, 
Einfl uss und Eigenverantwor-
tung von Zielgruppen.   

 � Sie tragen zur politischen 
Bildung im Inland bei.

 � Einige wirken als Denk-
schmieden.  

 � Einige profi lieren sich als 
soziale Investoren, die Kapital 
für gesellschaftlich wichtige 
Unternehmen bereitstellen.  

Die Studie belegt, dass 
Stiftungen gute Partner für 
Staat, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft sind. Sie bietet auch 
Tipps für eigenes Engagement. 
Leider geht sie aber nur am 
Rande darauf ein, dass die Ver-
bandsmitglieder extrem hete-
rogen sind. 

Manche Stiftungen sind 
staatlich (etwa die Stiftung 

Entwicklungszusammenarbeit 
Baden-Württemberg oder die 
KfW Stiftung). Andere sind mit 
Parteien verbunden wie die 
christ-demokratische Konrad-
Adenauer-Stiftung und die 
sozialdemokratische Fried-
rich-Ebert-Stiftung. Manche 
Stiftungen hängen mit Groß-
unternehmen zusammen. Die 
Siemens-Stiftung entstand, als 
Korruptionsskandale den Mün-
chener Konzern erschütterten. 
Sie dient ohne Zweifel einem 
PR-Zweck, ist aber mehr als 
nur das. Die Robert Bosch Stif-
tung dagegen wurde nicht vom 
gleichnamigen Automobilzu-
lieferer gestartet – ihr gehört 
das Unternehmen.  

Manche Stiftungen ent-
sprechen klassischen Vorstel-
lungen von Philanthropie. 
Die Karl Kübel Stiftung wurde 
von einem Unternehmer ge-
gen Ende seines Berufslebens 
gegründet. Allerdings haben 
mittlerweile auch große zivil-
gesellschaftliche Organisati-

onen wie Brot für die Welt, die 
Caritas oder die Welthunger-
hilfe Stiftungen gegründet. 
Diese ermöglichen privaten 
Großspendern, die Arbeit der 
Hilfswerke langfristig zu unter-
stützen. 

Um die Bedeutungen 
der Stiftungen in der Entwick-
lungspolitik zu verstehen, 
müssten Leser mehr darüber 
erfahren, welche Art von Stif-
tung welche Arbeit macht – 
und damit was erreicht. Außer-
dem müsste herausgearbeitet 
werden, welche Unterstützung 
Stiftungen beispielsweise vom 
Staat bekommen. Der Stif-
tungsreport zeigt, dass diese 
Akteure wichtig sind. Es wird 
aber nicht klar, welchen Ein-
fl uss sie haben.

liNK 

stiftungsreport – Entwicklungs-

zusammenarbeit: Wie stiftungen 

weltweit wirken.

https://shop.stiftungen.org/

stiftungsreport-entwicklungshilfe

Der Autor räumt ein, Amerikas Super-
reiche hätten auch früher schon großzügig 
gespendet, erkennt heute aber eine mäch-
tigere Dynamik. Institutionen wie die Ford 
Foundation, die Rockefeller Foundation 
oder die Carnegie Corporation unterstütz-
ten mit großem bürokratischen Aufwand 
viele unterschiedliche Anliegen und pfl eg-
ten ihr Vermögen achtsam, weil sie auf 
Ewigkeit angelegt seien. Die heutige Gene-
ration der Spender wolle dagegen noch im 
Laufe ihres Lebens ihre riesigen Vermögen 
loswerden. 

Callahan geht nur nebenbei auf die 
Frage ein, wie die Philanthropen zu ihrem 
Reichtum gekommen sind. Manche haben 
geerbt. In vielen Fällen waren auch die Ge-
schäftsmodelle, die zum Erfolg führten, um-
stritten. Facebook ist beispielsweise dafür 

bekannt, mit raffi  nierten Strategien Steuern 
zu vermeiden und wenig gegen die Verbrei-
tung von Fake News zu tun. Microsoft, der 
Konzern von Bill Gates, hatte in den 1990er 
Jahren eine monopolähnliche Stellung, die 
nur durch aufwendige Kartellverfahren in 
den USA und der EU gebrochen wurde. Die 
Titanen des Finanzsektors mussten nicht 
für die globale Finanzkrise zahlen, deren 
Epizentrum 2008 die Wall Street war. Der 
Reichtum der Koch-Brüder beruht auf fos-
siler Energie. 

Philanthropische Stiftungen schul-
den nur sich selbst Rechenschaft, wie 
Callahan betont. Sie hätten viel Geld, um 
Vorhaben zu verwirklichen. Sie könnten 
Risiken eingehen, neue Ansätze testen 
und schnell ausweiten, was funktioniere. 
Callahan urteilt, sie seien so etwas wie die 

Risikofi nanzierer für gesellschaftliche He-
rausforderungen. In seinem Fazit fordert 
Callahan strengere Regeln für philanthro-
pische Akteure. Sie sollten beispielsweise 
alle ihre Ausgaben bekannt machen, da-
mit die Öff entlichkeit ein klares Bild davon 
bekomme, welchen Einfl uss sie nehmen. 
Zudem müsse der Gesetzgeber prüfen, ob 
wirklich alle Aufwendungen von der Steuer 
befreit werden sollen. Seiner Meinung nach 
täten Philanthropen selbst gut daran, mehr 
Transparenz zu schaff en und so ihre Glaub-
würdigkeit zu stärken.

QUEllE 

callahan, D., 2017: the givers. Wealth, power 

and philanthropy in a new gilded age. New 

York: Knopf.

https://shop.stiftungen.org/stiftungsreport-entwicklungshilfe
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Marshallplan mit Afrika

Heilsbringer Wirtschaft?

Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, Gerd 
Müller, hat einen „Marshallplan mit Afrika“ 
vorgeschlagen. Zur Entwicklung des Konti-
nents soll die Privatwirtschaft einen ent-
scheidenden Beitrag leisten und Arbeits-
plätze schaffen. Experten sind sich uneins 
darüber, ob die Wirtschaft wirklich den Fort-
schritt in Afrika in der richtigen Weise voran-
treibt.

Von Sabine Balk

Der im Senegal geborene Amadou Diallo ist 
als Vizechef bei der DHL-Tochter „Global 
Forwarding“ der einzige Afrikaner im Vor-
stand eines deutschen Großkonzerns. Er 
sieht einen Schlüssel für Afrikas Wachstum 
in der Wirtschaft. Er bedauert, dass nur etwa 
ein Prozent der deutschen Auslandsinvesti-
tionen nach Afrika gehen. Da die meisten 
deutschen Unternehmen Mittelständler 
seien, müssten vor allem kleine und mit-
telständische Unternehmen für den Kon-
tinent begeistert und ihnen die Angst vor 
den Risiken genommen werden. Viele Un-
ternehmen schrecken seiner Ansicht nach 
wegen Sicherheitsrisiken vor Investitionen 

in Afrika zurück. „Es gibt aber viele Länder, 
die sicher sind“, sagt Diallo. Deutsche Fir-
men dürften den afrikanischen Markt nicht 
allein den Chinesen überlassen. Er plädiert 
dafür, offizielle Entwicklungshilfe (ODA – 
official development assistance) lieber in 
Wirtschaftsförderung zu investieren, als sie 
Regierungen zu geben, die das Geld häufig 
nicht ihrer Bevölkerung zugutekommen 
ließen. 

Der in Mosambik geborene Elisio Ma-
camo ist Entwicklungssoziologe am Zen-
trum für Afrikastudien an der Universität 
Basel und glaubt nicht daran, dass die Wirt-
schaft Entwicklung in Afrika vorantreibt. 
„Wir müssen den gesellschaftlichen Verhält-
nissen und der Politik mehr Raum geben als 
der Wirtschaft“, findet er. Seiner Ansicht 
nach ist das wichtiger. Müllers Marshallplan 
mit Afrika sei nur ein Plan wie viele zuvor. 
Jeder neue Plan sei ein Ergebnis aus dem, 
was vorher gemacht wurde. Das Problem ist 
nach Macamos Meinung, dass die Industri-
eländer zu wenig aus den eigenen Fehlern 
lernen. Der Marshallplan sei ein guter Plan 
im Sinne, dass er die Solidarität Deutsch-
lands mit Afrika zeige. Ob er echte Lösungen 
bringe, sei eine andere Frage. 

Für Macamo besteht das Problem in 
der Vorstellung, „man muss nur das richtige 
tun, dann wird alles gut“. Das funktioniere 
aber nicht. Menschen reagierten auf Dinge 
anders als erwartet. So machten etwa Poli-
tiker nicht immer brav das, was man ihnen 
vorgibt, etwa Krankenhäuser mit Entwick-
lungshilfegeld zu bauen. Afrika habe seit 
der Unabhängigkeit schon viel erreicht, 
aber damit „sind auch unsere Erwartungen 
gestiegen“. Macamo erinnert daran, wie 
lange Europa gebraucht hat, um dahin zu 
kommen, wo es heute steht. „Wir brauchen 
eine gewisse Demut und mehr Geduld, um 
richtig mit der afrikanischen Weiterent-
wicklung umzugehen“, meint er und bilan-
ziert: „Ich sehe die afrikanischen Probleme 
entspannt.“

Claudia Warning, Vorstandsmitglied 
bei „Brot für die Welt“, befürwortet grund-
sätzlich die Schaffung von Jobs in Afrika 
und Auslandsinvestitionen. Allerdings 
komme es auf die Qualität an, denn oft 
entstünden in Afrika keine Arbeitsplätze, 
sondern es würden nur Rohstoffe ausge-
beutet. Zum anderen würden häufig Jobs 
geschaffen, die nicht den Standards der In-
ternationalen Arbeitsorganisation in Bezug 
auf faire Löhne und Arbeitszeiten sowie 
Sicherheit entsprächen. Auch Umweltstan-
dards würden von ausländischen Firmen 
häufig missachtet. Trotz Unterstützung von 
außen ist für Warning aber klar, dass Afrikas 
Wirtschaft von innen, also von Afrikanern 
selbst, aufgebaut werden muss.

Günter Nooke, persönlicher Afrika-
beauftragter von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, wurde bei einer Diskussionsrunde 
von GIZ, Frankfurter Rundschau und hr 
info in Frankfurt Mitte Mai gefragt, warum 
es einen Marshallplan mit Afrika brauche. 
Seine nicht ganz ernsthafte Antwort laute-
te: „Damit die Medien darüber berichten.“ 
Seiner Meinung nach sind nicht so sehr 
neue Pläne wie eine andere Wahrnehmung 
Afrikas nötig. Das Wohl des Kontinents lie-
ge auch in unserem Interesse. Die westliche 
Welt wolle, dass Wirtschaftswachstum in 
Afrika entsteht und denke dabei nur an pri-
vate Investitionen. Für Afrika bräuchte man 
aber teils völlig andere Modelle als in Euro
pa. „Wir wollen mit dem BMZ und der Dia-
spora überlegen, wie man etwa Rücküber-
weisungen für Investitionen nutzen könnte. 
Der Staat könnte zum Beispiel für jede inve-
stierte Rücküberweisung etwas Geld drauf-
legen“, erläutert Nooke.

Nicht alle neu

geschaffenen Jobs 

in Afrika entspre-

chen internationalen 

Arbeits- und 

Umweltstandards: 

Manganerz-Mine  

in Ghana.

https://www.dandc.eu/de/contributors/sabine-balk
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G20

Aufholen durch Bildung

Rund 60 Jahre nach dem Ende des Kolonia-
lismus hat Afrika noch immer nicht den 
Anschluss an den Weltmarkt gefunden. Ent-
wicklungshilfe allein kann dieses Problem 
nicht lösen. Der Schlüssel liegt in besserer 
Bildung, aber auch mehr Investitionen sind 
gefragt.

Von Susanne Sawadogo

„Wenn ich mich für einen Bereich entschei-
den müsste, in dem in Afrika investiert wird, 
wäre das Bildung“, sagt Jean-Louis Sarbib, 
ehemaliger ranghoher Weltbank-Mitarbeiter. 
Entwicklungsprojekte könnten noch so am-
bitioniert, die äußeren Rahmenbedingungen 
noch so gut für Investitionen sein: Nur wenn 
die Führungskräfte in Politik und Wirtschaft 
verantwortungsvoll handelten, komme ein 
Land wirklich voran. Voraussetzung für ver-
antwortungsvolle Führung sei Bildung. Und 
wer gebildet sei, einen kritischen Geist habe 
und „die richtigen Fragen“ stelle, fordere ver-
antwortungsvolles Handeln auch von Behör-
den, Schulen oder Unternehmen ein. 

Um die Ressourcen des afrikanischen 
Kontinents für die wachsende Bevölkerung 
nutzbar zu machen und Arbeitsplätze für 
die vielen jungen Menschen zu schaffen, rei-
chen die immer gleichen Forderungen nach 
Demokratisierung und guter Regierungs-
führung demnach nicht aus. Das wurde bei 
einer Diskussion über die „Wirtschaftliche 
Transformation Afrikas im Kontext der G20-
Partnerschaft mit Afrika“ in Berlin deutlich, 
zu der die Konrad-Adenauer-Stiftung und 
das African Center for Economic Transfor-
mation (ACET) eingeladen hatten. 

Die aus der Kolonialzeit übernom-
menen Bildungssysteme seien darauf an-
gelegt, lediglich „10 000 Menschen an die 
Spitze“ zu bringen, argumentiert der Unter-
nehmensberater Tutu Agyare aus Ghana. Die 
große Masse werde vergessen. Zudem klaffe 
eine Lücke zwischen den Fähigkeiten, die in 
Schule und Studium erlernt werden, und den 
Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt. Wer 
ein Unternehmen führen wolle, müsse nicht 
nur Kenntnisse im Rechnungswesen haben, 
sondern auch in Staatsbürgerkunde.

Auch Sarbib fordert eine Reform des 
Bildungssystems, da es derzeit Ungleich-
heit reproduziere. Bildung müsse im frühen 
Kindesalter beginnen und auch der Land-
bevölkerung zugutekommen. „Wenn man 
die Produktivität steigern will, muss auch 
jemand lesen können, wie das Düngemittel 
eingesetzt wird“, sagt Sarbib. 

Während Heike Rüttgers von der Eu-
ropäischen Investitionsbank Bildung als 
Schlüssel ansieht, um ein „Wachstum ohne 
Jobs“ zu verhindern, warnt der Afrikabe-
auftragte der Bundesregierung, Günter 
Nooke: Eine gute Ausbildung nütze nichts, 
solange es nicht ausreichend Arbeit gebe. 
„Dann ist Bildung ein Migrationstreiber. 
Das ist nicht unser Interesse.“ In ihrem 
Bemühen, Fluchtursachen zu bekämpfen, 
hat die Bundesregierung die wirtschaft-
liche Entwicklung Afrikas auf die Agenda 
des G20-Gipfels gesetzt. Mit der Initiative 
„Compact with Africa“ fördern die G20-
Staaten Privatinvestitionen und Investiti-
onen in Infrastruktur. 

Laut dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) liegt der Bedarf für In-
frastrukturinvestitionen in Afrika bei 130 
Milliarden Dollar im Jahr. Auf dem Podi-

um herrschte Einigkeit darüber, dass die 
staatliche Entwicklungshilfe (official de-
velopment assistance – ODA) den Bedarf 
nicht decken kann. ODA könne aber genutzt 
werden, um Investitionsanreize zu schaffen, 
etwa in Form von Risikoabsicherungen oder 
durch Ausbildungsförderung.

Zudem müsse dafür gesorgt werden, 
dass in Afrika erwirtschaftetes Kapital dort 
bleibe. Derzeit legen viele Afrikaner ihr Ver-
mögen lieber in Europa an oder parken es 
auf Auslandskonten, anstatt in ihrer Heimat 
Steuern zu zahlen, zu investieren und Ar-
beitsplätze zu schaffen. Die afrikanischen 
Regierungen müssten Steuern eintreiben, 
um Geld für Investitionen zu haben.

Für Nooke sind die Einhaltung von 
Menschenrechten und der Kampf gegen 
Korruption wichtig, um ein gutes Investi-
tionsklima zu schaffen. Aber nicht immer 
müsse „das ganze Setting der westlichen 
Demokratie“ erfüllt werden. „Das kann auch 
mal eine Entwicklungsdiktatur sein“, fügt 
der Afrikabeauftragte hinzu – wirtschaft-
liche Erfolge seien „mehr als gar nichts“. 

Der Südafrikaner Greg Mills  von der 
Brenthurst Foundation in Johannesburg ist 
dagegen überzeugt: „Demokratien wachsen 
schneller.“ 

Bildung ist der Schlüssel: 

Schulkinder in Madagaskar.

https://www.dandc.eu/de/contributors/Susanne-Sawadogo
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Sündenböcke

Ein kleines Volk in Simbabwe wird be-
schuldigt, den Klimawandel zu beschleu-
nigen. Andere Ethnien schauen auf sie 
herab, aber die Khoisan sind hauptsäch-
lich Opfer der globalen Erwärmung. 

Ndumiso Sibanda ist 14 Jahre alt 
und ist noch nie zur Schule gegangen 
– und wird es wahrscheinlich auch nie 
machen. Er gehört zum uralten Volk der 
Khoisan. Das sind Halbnomaden, die in 
Simbabwes Matabeleland North Province 
leben. 

Khoisan ist ein einheitlicher Name 
für zwei Volksgruppen im südlichen 
Afrika. Sie haben physische und linguis-
tische Charakteristika gemeinsam, die sie 
von den Bantu unterscheiden, die in der 
Region die Mehrheit sind. Laut Tsoro-O-
Tso San, einer Entwicklungsstiftung, die 
sich um das Wohlergehen der Khoisan 
kümmert, hat diese Gemeinschaft rund 
2500 Mitglieder. 

Ndumiso sagt, er mache sich über 
den Klimawandel keine Gedanken. „Der 
Busch war immer Teil unseres Lebens, wir 
leben in Harmonie mit der Natur,“ sagt er. 
Langanhaltende Dürren haben allerdings 
ihre Spuren im südlichen Afrika hinter-
lassen und auch die Khoisan und ihr Vieh 
sind davon nicht verschont geblieben. 
„Viele meiner Leute haben keine Rinder 
mehr, weil es an Wasser fehlt“, sagt er. Nur 
ein paar Nutztiere wie Ziegen überleben 
in den harten Bedingungen.“ So leben die 
Khoisan meist nicht länger als Hirten, 

sondern mehr und mehr als Jäger und 
Sammler. 

Manche Umweltschützer 
behaupten, dass diese Gemeinschaft 
ökologische Probleme verschlim-
mern würde. „Die Khoisan nutzen 
Gras und Zweige, um ihre Hütten zu 
bauen. Dafür fällen sie Bäume und 
schaden der Umwelt, da sie nicht 
permanent an einem Ort wohnen“, 
meint Mavis Chidziva, eine unabhän-
gige Umweltexpertin. So sieht es auch 
die Regierung. „Die Khoisan graben 
Baumwurzeln aus, so dass die Bäume 
absterben. Das verstärkt die Effekte 
des Klimawandels“, beschwert sich 
Nyson Dhumbuchena, ein Klima-
schutz-Beamter der Regierung. 

Davy Ndlovu von Tsoro-O-Tso 
San sieht dies anders. Er erklärt: „Die 
Khoisan respektieren die Umwelt 
und vermeiden es, unnötig Bäume zu 
fällen. Sie leben mit der Natur.“ 

Er fügt hinzu, dass die Khoisan 
den Klimawandel nicht verursacht ha-
ben, aber unter seinen Auswirkungen 
leiden. 

Tatsächlich sind die Khoisan 
zu Sündenböcken geworden. „Wir 
werden von Ethnien, die sich uns 
überlegen fühlen, einfach beschuldigt, 
den Klimawandel zu verschlimmern,“ 
bedauert Ndumiso.

Jeffrey Moyo    

ist Journalist und lebt  

in Harare, Simbabwe. 

moyojeffrey@gmail.com

Simbabwe
 Harare
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Venezuela

Vom Sozialismus des  
21. Jahrhunderts zur Diktatur

Venezuela ist von einer tiefen Regierungs-
krise gezeichnet, die mit Verstößen gegen 
die Verfassung und mit schweren Menschen-
rechtsverletzungen einhergeht. Das Land 
steht nun am Scheideweg: Richtung offener 
Diktatur oder Richtung Wiederherstellung 
der Demokratie.

Von Francine Jácome

Der wirtschaftliche, soziale und politische 
Niedergang Venezuelas hat in den letzten 
Monaten der Präsidentschaft von Hugo 
Chávez im Jahr 2012 begonnen und sich 
unter dessen Nachfolger Nicolás Maduro 
verstärkt. Lebensmittel und Medikamente 
sind knapp; es gibt gravierende Engpässe 
im Gesundheitswesen und in der Versor-
gung mit Wasser, Strom, Gas und Benzin. 
Die Sicherheitslage verschlechtert sich zu-
sehends. Zudem wird für 2017 eine Inflati-
onsrate von bis über 1 000 Prozent erwar-

tet und eine Rezession von 4,5 Prozent. Die 
soziale Ungleichheit wird ebenfalls weiter 
zunehmen.

Die Unzufriedenheit der Menschen, 
die sich seit 2014 in öffentlichen Pro-
testen zeigte, hat sich seit April 2017 ver-
schärft. Es gibt ständig Demonstrationen 
im ganzen Land. Auslöser waren vor allem 
zwei Entscheidungen des Obersten Ge-
richtshofs, die dem von der Opposition do-
minierten Parlament seine Kompetenzen 
entzogen haben.

Die Opposition warf der Regierung 
einen „Putsch von oben“ vor. Überraschen-
derweise urteilte die als „chavistisch“ gel-
tende Generalstaatsanwältin, dass die 
Entscheidungen die Verfassung verletz-
ten. Das Oberste Gericht besserte teilweise 
nach, doch der Vorwurf des Staatsstreichs 
steht nach wie vor im Raum.

Am ersten Mai eskalierte der Kon-
flikt weiter, nachdem Maduro angekündigt 
hatte, eine neue verfassunggebende Ver-
sammlung einzuberufen, um die Verfas-
sung von 1999 zu ändern – die wichtigste 
Hinterlassenschaft seines verstorbenen 
Vorgängers Chávez. Im Gegensatz zu 1999 
und im Widerspruch zur Verfassung soll es 
diesmal keine Volksabstimmung über die 
verfassunggebende Versammlung geben.

Außerdem kündigte Maduro soge-
nannte Sektorwahlen für dieses Gremium 
– zusätzlich zu geografischen Wahlkreisen 
– an, zum Beispiel unter Studenten, Unter-
nehmern oder Indigenen. Für solche Wahl-
en gibt es keine Rechtsgrundlage. Exper-
ten zufolge versucht das Maduro-Lager auf 
diese Weise, eine Überrepräsentation zu 
erreichen. Es könnte so die Mehrheit mit 
nur 20 Prozent der Gesamtstimmen gewin-
nen. Umfragen zufolge lehnen 80 Prozent 
der Menschen die Initiative ab.

Die Generalstaatsanwältin und wei-
tere hochrangige regierungsnahe Beam-
te lehnen die von Maduro einberufene 
verfassunggebende Versammlung ab. Sie 

spaltet den „Chavismo“. Laut dem Opposi-
tionsbündnis MUD stellt sie eine Fortset-
zung des Staatsstreichs dar und ist für die 
Eskalation der – ursprünglich friedlichen 
– Proteste verantwortlich.

Die Regierung reagiert mit zuneh-
mender Repression durch die Sicherheits-
kräfte. Die Folge sind bisher mehr als  
70 Tote, 10 000 Verletzte und mehr als 3000 
Festgenommene, von denen 1 400 weiter-
hin in Haft sind. Mehr als 370 Zivilisten 
mussten sich vor Militärgerichten verant-
worten, was gegen die Verfassung ist. 

Die Situation in Venezuela stellt sich 
nicht nur für die Bürger des Landes, son-
dern auch für die internationale Gemein-
schaft als höchst unsicher, chaotisch und 
besorgniserregend dar. Vier politische 
Faktoren sind dafür grundlegend:

●● Die institutionelle Krise
●● Der Verlust des Wahlrechts
●● Der zunehmende Militarismus der 

Regierung und die Militarisierung der Ge-
sellschaft

●● Die politischen Gefangengen
Der wichtigste Indikator ist der Ver-

lust der Legitimität durch Wahlen. Laut 
Verfassung sollten im Dezember 2016 Gou-
verneurswahlen stattfinden, diese wurden 
jedoch auf unbestimmte Zeit verschoben. 
Das Gleiche gilt für die Volksabstimmung 
über die Amtsenthebung des Präsidenten. 
Zudem untergraben die neuen Regeln zur 
Wahl der Mitglieder der vorgeschlagenen 
verfassunggebenden Versammlung die 
Verfassungsnorm universaler, freier und 
geheimer Wahlen. Das Volk wird seines 
Rechts zu wählen beraubt.

Es gibt nun zwei Möglichkeiten, wo-
hin sich das Land bewegt: in Richtung 
einer offenen Diktatur oder in Richtung 
Wiederherstellung der Demokratie. Im 
Moment liegt eine Pattsituation vor. Um 
weitere Gewalt zu verhindern, muss ein 
Dialogprozess in Gang gesetzt werden. Die 
internationale Gemeinschaft kann eine 
wichtige Rolle dabei spielen, die Bedin-
gungen herzustellen, die einen solchen 
Prozess möglich machen. 

Francine JÁcome

ist Geschäftsführerin und 

Forscherin am Venezuelan 

Institute for Social and 

Political Studies (INVESP).

fjacome@invesp.org

Demonstration gegen Venezuelas Regierung 

in der Hauptstadt Caracas. 
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Afrika

Ohne Steuern keine Entwicklung

Afrika ist der Chancenkontinent des 21. Jahr-
hunderts: Rund die Hälfte der am schnellsten 
wachsenden Volkswirtschaften liegt in Afrika. 
Afrika ist gleichzeitig ein Kontinent mit 
großen Herausforderungen: Bis 2050 wird 
sich die Bevölkerung verdoppeln. Jedes Jahr 
streben fast 20 Millionen junge Menschen 
zusätzlich auf den Arbeitsmarkt.

Von Thomas Silberhorn

All diese Menschen brauchen Zugang zu Bil-
dung, Ausbildung, Gesundheitssystemen. 
Überall auf dem Kontinent muss daher in 
zusätzliche Infrastruktur investiert werden: 
Schulen, Universitäten, Straßen müssen 
gebaut, eine Trinkwasser- und Energiever-
sorgung muss sichergestellt werden. Die 
Vereinten Nationen beziffern den Investi-
tionsbedarf Afrikas für die Umsetzung der 
UN-Nachhaltigkeitszeile auf 600 Milliarden 
Dollar – jedes Jahr! Eine Mammutaufgabe, 
die aus öffentlichen Entwicklungsgeldern 
allein nicht zu stemmen ist. 

Wir brauchen daher eine neue Di-
mension der Zusammenarbeit mit Afrika, 
die alle Politikbereiche einschließt. Da-
für steht der Marshallplan mit Afrika, den 
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller 

Anfang des Jahres vorgelegt hat. Als G20-
Präsidentschaft haben wir außerdem eine 
neue Investitionspartnerschaft mit Afrika 
auf den Weg gebracht, mit der wir im Schul-
terschluss mit den 20 großen Industriena-
tionen der Welt die Investitionen in Afrika 
fördern wollen. 

Investitionen fördern bedeutet nicht 
nur, bessere Rahmenbedingungen für die 
Privatwirtschaft zu schaffen oder das Enga-
gement der öffentlichen Entwicklungszu-
sammenarbeit auszubauen. Viele unserer 
afrikanischen Partner sehen den Schlüssel 
für Investitionen zu Recht in der Erhöhung 
der staatlichen Eigeneinnahmen aus Steu-
ern, Zöllen und Abgaben und in der Be-
kämpfung der Steuerflucht. 

Steuern erhöhen – kaum eine Maß-
nahme ist in Deutschland weniger popu-
lär. Ausreichende Einnahmen sind aber 
das Rückgrat eines jeden funktionierenden 
Staates. Wenn ein Staat seine Aufgaben an-
gemessen wahrnehmen soll, muss er die-
se auch finanzieren können. Oder um es 
anders auszudrücken: ohne Steuern keine 
Entwicklung! Denn während in Afrika die 
Steuerquote, das heißt das Verhältnis von 
Steuereinnahmen zum Bruttonationalein-
kommen, oftmals unter 20 Prozent liegt, ist 

sie in Europa mit rund 35 Prozent fast dop-
pelt so hoch. 

Steuern sind daher längst ein wich-
tiges Feld der Entwicklungszusammenar-
beit geworden. Das Bundesentwicklungs-
ministerium arbeitet bereits mit rund 30 
Ländern zusammen, darunter Ghana, Mala-
wi, Sambia oder Uganda. Dabei geht es nicht 
nur darum, die Steuerquote zu erhöhen, 
sondern auch, die Steuersysteme transpa-
rent zu gestalten und die Steuereinnahmen 
effizient zu investieren. So kann das Steuer-
aufkommen zum Beispiel erhöht werden, 
indem ungerechtfertigte Steuererleichte-
rungen abgeschafft oder die Abgaben für 
kleine und mittlere Unternehmen verein-
facht werden. 

Der Aufbau effizienter Steuersysteme 
bedeutet auch, dass die Staaten gegen Steu-
ervermeidung, Steuerhinterziehung und 
illegale Finanzströme vorgehen müssen. 
Jedes Jahr gehen den afrikanischen Staaten 
über 50 Milliarden Dollar verloren, die sie 
für Investitionen dringend benötigen wür-
den. Damit übersteigen die Fehleinnahmen 
sogar die weltweiten öffentlichen Entwick-
lungsgelder, die jährlich in Afrika investiert 
werden. 

Auf der G20-Afrikakonferenz, die 
wir Mitte Juni ausgerichtet haben, hat die 
Bundesregierung daher eine Initiative zur 
Bekämpfung illegaler Finanzströme aus 
Afrika angestoßen. Gemeinsam mit den 
Regierungen Kenias und Italiens sowie mit 
der OECD hat Deutschland die „African 
Academy for Tax and Financial Crime In-
vestigation“ auf den Weg gebracht. Sie wird 
in Nairobi afrikanische Steuerfahnder und 
Justizbeamte schulen, um gezielter gegen 
Steuerhinterziehung und andere Finanz-
straftaten vorgehen zu können. 

Transparente, gerechte und effiziente 
Steuersysteme sind ein wichtiger Baustein 
dafür, dass Afrika nicht nur ein Chancen-
kontinent bleibt, sondern sich als dyna-
mischer Wirtschaftsraum etabliert und 
seinen Menschen ausreichend Jobs und 
Perspektiven bietet. 

Thomas Silberhorn 

ist Parlamentarischer 

Staatssekretär im 

Bundesministerium 

für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ).

http://www.bmz.de

Entwicklung braucht Finanzierung. 
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Fundamentalistische Vielfalt  

Widerstreitende Islamismen 

Einige arabische Staaten haben die diploma-
tischen Beziehungen mit Katar und sogar den 
Handel abgebrochen. Dass arabische Länder 
gemeinsam einen kleinen Nachbarn boykot-
tieren, ist neu. Unterschiedliche Ansichten 
darüber, welche Art von Islamismus legitim 
sind, tragen zu den Spannungen bei.

Von Maysam Behravesh

Auf den ersten Blick mag der aktuelle Streit 
wie die üblichen Streitereien zwischen Sun-
niten und Schiiten erscheinen, die es seit 
Jahrhunderten gibt. Diesmal werden aber 
alle beteiligten Staaten von Sunniten regiert 
– und sie sind sich uneins darüber, welche 
Islamisten als Extremisten bekämpft werden 
müssen. Saudi-Arabien, die Vereinigten Ara-
bischen Emirate, Bahrain und Ägypten leh-
nen Katars Haltung dazu ab.  

Das Weltbild der Saudis bestimmt der 
rückwärtsgewandte Wahhabismus, der den 
Status Quo erhalten will. Es handelt sich um 
eine puritanische Auslegung des Islam, mit 
der Riad schon lange die Staatsmacht und die 
Herrschaft der Saud-Familie festigt. 

Die Saudis finanzieren schon lange 
Missionare, die ihren Fundamentalismus in 

der gesamten muslimischen Welt predigen. 
Die Ideologie hat noch radikalere Ableger 
hervorgebracht – von verschiedenen For-
men des Salafismus, dessen Anhänger so le-
ben wollen wie der Prophet vor 1400 Jahren, 
bis hin zu Terrororganisationen wie Taliban, 
Al Kaida und ISIS. Einige dieser Gruppen 
wenden sich mittlerweile gegen Saudi-Ara-
bien, weil sie den Machtmissbrauch des Kö-
nigshauses und dessen westliche Verbünde-
te abstoßend finden.  

Katar ist auch keine Demokratie, aber 
die Monarchen dieses Landes haben ein plu-
ralistischeres Verständnis von Islam. Sie er-
mutigen die Debatte zwischen verschiedenen 
Strömungen, und der Sender Al Jazeera lässt 
das in sein internationales Programm ein-
fließen. Es stört die Machthaber anderer ara-
bischer Länder schon lange, dass die Redakti-
onen in Doha ein breites Publikum erreichen.  

Während die Saudis nur Wahhabiten 
und diverse Ableger fördern, unterstützt 
Katar unterschiedliche islamistische Strö-
mungen – sowohl revolutionäre als auch 
reformorientierte. Viele davon sind auf ir-
gendeine Weise mit den Muslimbrüdern in 
Ägypten verwandt. Dort entstand die Bru-
derschaft im antikolonialen Kampf in der 

ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Ihre an-
gestammte Haltung gegenüber staatlicher 
Macht ist Opposition, und sie haben sich nie 
an Saudi-Arabien orientiert. 

Nach ihrem Vorbild entstanden ähn-
liche Gruppen in vielen Ländern. Zu ihren 
Verwandten zählen heute unter anderem die 
türkische AKP, die tunesische Ennahda und 
die palästinensische Hamas. 

Katars Haltung zum Islamismus ist auf 
die Zukunft ausgerichtet und lehnt Wandel 
nicht grundsätzlich ab. In dieser Hinsicht gibt 
es Gemeinsamkeiten mit dem schiitischen 
Islam der iranischen Revolution. Dohas Be-
ziehungen zu Teheran sind denn auch seit 
langem deutlich besser als Riads. 

Im arabischen Frühling unterstützte 
Katar Proteste in der gesamten Weltregi-
on. Davon profitierten beispielsweise die 
Muslimbrüder in Ägypten und  Ennahda in 
Tunesien. Den Saudis machten die revolu-
tionären Bewegungen dagegen Angst. Sie 
stemmten sich mit viel Geld, politischem 
Einfluss und militärischer Macht dagegen. 
Als Ägyptens Generäle im Juli 2013 den zum 
Präsidenten gewählten Muslimbruder Mo-
hamed Mursi stürzten, war das aus Sicht von 
Al Jazeera ein Militärputsch. Auf Saudi-Ara-
biens Al Arabiya war dagegen von einer vom 
Volk unterstützten Revolution die Rede. 

Heute bietet Doha einflussreichen 
Muslimbrüdern Asyl. Ein prominentes Bei-
spiel ist der ägyptische Theologe Yusuf al-Qa-
radawi. Ihren abrupten Beschluss, Katar zu 
isolieren, begründete die von Saudi-Arabien 
angeführte Staatengruppe damit, Doha un-
terstütze diverse terroristische und sekten-
hafte Gruppen, welche die Region destabili-
sierten. Dazu gezählt wurden die ägyptischen 
Muslimbrüder, Al Kaida in Syrien, ISIS und 
schiitische Gruppen im Irak sowie der sau-
dischen Provinz Qatif. Dabei wurde auch Ko-
operation mit Iran vermutet. 

Es gibt große ideologische Differenzen 
zwischen Katar und der Türkei einerseits 
und Saudi-Arabien und seinen Verbündeten 
andererseits. Sie haben aber auch gemein-
same geostrategische Interessen. Deshalb 
sind Entspannung und neue Annäherung 
durchaus möglich. 

Maysam Behravesh

ist Doktorand in 

Politikwissenschaft  

an der Universität Lund  

in Schweden.

maysam.behravesh@gmail.com

Der türkische Außenminister Mevlut Cavusoglu besucht Emir Tamim bin Hamad Al Thani  

am 14 Juni 2017 in Doha.
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Global Governance

Das falsche Beispiel 

US-Präsident Donald Trump hat Anfang Juni 
mitgeteilt, sein Land steige aus dem Paris-
Abkommen aus. Das war eine schlechte 
Nachricht. Klimaschutz kann ohne die USA 
eine Zeitlang vorangetrieben werden, aber 
eher früher als später müssen die USA wie-
der mitmachen. Die internationale Gemein-
schaft muss entsprechend Druck auf das 
Weiße Haus ausüben.

Von Hans Dembowski

Trump sagte, er werde die „Implementie-
rung des nichtbindenden Paris-Abkom-
mens und seiner drakonischen finanziellen 
und wirtschaftlichen Lasten“ stoppen. 
Das war Unfug, denn ein nichtbindender 
Vertrag kann kaum drakonisch sein. Tat-
sächlich sind alle Zusagen im Kontext des 
Abkommens freiwillig und werden von der 
jeweiligen Regierung bestimmt.  

Trump war es vielleicht nicht klar, 
aber mit seiner Rede hat er den Anspruch 
auf eine globale Führungsrolle vertan. 
Die Erde ist wegen des Klimawandels wie 
ein leckes Boot. Temperaturen und Mee-
resspiegel steigen. Wer führen will, muss 
an der Lösung dieses Problems arbeiten.  
Trumps Haltung bedeutet, dass andere das 

Leck stopfen sollen und die USA ihren Teil 
der Verantwortung nicht tragen.  

Die Pariser Zusagen müssen bekannt-
lich aufgestockt werden, wenn der Klima-
wandel nicht unkontrollierbare Schäden 
anrichten soll. Außer Nicaragua und Syrien 
machen alle Länder bei den freiwilligen An-
strengungen mit. Die USA sind mittelfristig 
unverzichtbar. Ihr Geld, ihre wissenschaft-
liches Potenzial und ihr Engagement werden 
gebraucht. Dennoch ist gewisser Fortschritt 
auch ohne das Weiße Haus möglich. 

Trump ist im eigenen Land unbeliebt 
und steht vor großen Rechtsproblemen. 
Schon nächstes Jahr kann er seine Mehr-
heiten im Kongress verlieren. Die Gouver-
neure von Kalifornien, New York und anderen 
wichtigen Staaten lehnen seine Klimapolitik 
ebenso ab wie viele Bürgermeister und Spit-
zenmanager. Mit diesen Funktionsträgern 
muss sich die internationale Gemeinschaft 
verbünden.  

Gut ist, dass die USA trotz Trump die 
Klimaziele erreichen dürften, die dessen Vor-
gänger Barack Obama für 2020 gesetzt hat. 
Die Wirtschaft scheut nämlich vor neuen In-
vestitionen in neue Großanlagen für fossile 
Energie zurück. Sie sind ganz einfach zu 
riskant. 

Positiv ist vielleicht auch, dass US-
Diplomaten nun bei Klimaverhandlungen 
kaum noch bremsen können. Auf Ausstei-
ger wird nun mal nicht gehört. Trump wird 
auch nicht viele Verbündete finden. Saudi-
Arabien und Russland kommen in Frage 
– beide hängen von Öl- und Gasexporten 
ab, haben ihre Volkswirtschaften nicht 
diversifiziert und werden von Regimen 
beherrscht, die das Volk so sehr fürchten, 
dass sie Grundrechte  beschneiden. 

Das mag Trumps autoritären Nei-
gungen entsprechen, reduziert aber noch 
mal den Führungsanspruch seines Landes. 
Die USA haben den Kalten Krieg gewonnen, 
weil ihr  Vorbild von Demokratie und Frei-
heit inspirierte. Die „soft power“ attraktiver 
Erfolge erwies sich als ebenso wichtig wie 
die „hard power“ militärischer Stärke. 

Den Regierungen der meisten Ent-
wicklungsländer ist klar, dass der Kli-
mawandel echt ist und die Zukunft ihrer 
Länder von erfolgreichem Gegensteuern 
abhängt. Sie werden sich eher der EU und 
China anschließen, die entsprechend han-
deln wollen. 

In Kenia wurde neulich übrigens eine 
neue Eisenbahnlinie – ein vergleichsweise 
energieeffizientes Verkehrsmittel – zwi-
schen Nairobi und Mombasa eingeweiht. 
Sie wurde von China finanziert und gebaut. 
Die Volksrepublik unterstützt die Verbes-
serung der Infrastruktur auch in vielen an-
deren Ländern – während das Weiße Haus 
die offizielle Entwicklungshilfe (official de-
velopment assistance – ODA) zusammen-
streichen will. Was überzeugender wirkt, 
ist klar.  

Die internationale Gemeinschaft 
muss nun zeigen, dass sie Klimaschutz 
ernst meint, und den erratischen Staats-
chef im Weißen Haus isolieren.

Angesichts globaler Herausforde-
rungen wie des Klimawandels, ist Trumps 
Null-Summen-Denken, dem zufolge der 
Erfolg einer Partei immer auf Niederlagen 
anderer Parteien beruht, schlicht nicht 
mehr akzeptabel. 

hans Dembowski

ist Chefredakteur von 
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Demonstranten im Juni vor dem Weißen Haus.
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Marshallplan mit 
Afrika muss gelingen
Betrifft: Interview mit Bundes-
minister Gerd Müller zu: „Das 
kann nur gemeinsam gelingen“ 
in E+Z/D+C e-Paper 2017/05, 
S. 20.

Gerd Müller, Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung, hat 
einen Marshallplan mit Afrika 
vorgeschlagen. Außerordent-
lich positiv zu bewerten sind 
die Klarheit und der Mut bei 
der Beschreibung der Lage in 
Afrika und bei den entwick-
lungspolitischen Herausforde-
rungen. 

Die Jugendarbeitslosig-
keit liegt in Afrika bei 50 Pro-
zent. Wegen Perspektivlosigkeit 
und der fehlenden Aussichten 
auf Arbeitsplätze stehen viele 
junge Menschen in Afrika vor 
der Entscheidung, die Flucht 
über das Mittelmeer zu wagen 
und in Europa das Heil zu su-
chen. Jetzt müssen 20 Millionen 
neue Arbeitsplätze pro Jahr in 
Afrika geschaff en werden. Dazu 
bedarf es konkreter Antworten. 

Müller will niemanden 
zurück lassen, spricht aber auch 
eindeutig aus, dass korrupte 
Eliten in vielen Ländern noch 
zu viel Einfl uss haben. Wie aber 
können Länder unterstützt wer-
den, die wegen Korruption im 
Elend verharren? 

In solchen Fällen dürfen 
Fördermittel nicht an die Regie-
rungen, sondern müssen direkt 
an die Menschen geleitet wer-
den. Wenn die Entwicklungs-
politik sich darauf konzen-
triert, kann sie die Schaff ung 
von Arbeitsplätzen durch die 
Unterstützung von Millionen 

kleiner und mittelständischer 
Betriebe voranbringen.  

Allerdings verfügen noch 
zu wenige Durchführungsorga-
nisationen über Erfahrungen 
bei dieser Art von Mittelstands-
förderung. Was funktioniert, 
ist aber bekannt. So muss etwa 
der Zugang zu Krediten und an-
deren Finanzdienstleistungen 
möglich werden, wobei auf die 
positiven Erfahrungen der Mi-
krofi nanzierung zurückgegrif-
fen werden kann. Inzwischen 
gibt es weltweit 190 Millionen 
Existenzgründerinnen und 10 
Millionen Existenzgründer, die 
Kleinkredite erhalten haben 
und sie zu über 95 Prozent zu-
rückzahlen.  

In Afrika warten tausende 
leistungsfähiger kleinerer Mi-
krobanken auf Unterstützung 
beim Ausbau ihrer Filialnetze 
und der Refi nanzierung. Wäh-

rend sich die Mikrofi nanzierung 
bisher auf Existenzgründungen 
konzentrierte, muss jetzt vor 
allem auch die Kreditversor-
gung vorhandener Betriebe 
massiv angegangen werden. 
Dies wäre übrigens auch eine 
besonders wichtige Form der 
Förderung von Frauen, wie 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
richtig erkannt hat. 

Es wird im Übrigen in 
Afrika keine sicheren Arbeits-
plätze geben, wenn nicht auch 
gewaltige Anstrengungen zur 
Ausbildung unternommen wer-
den. In den vergangenen Jahr-
zehnten hat es allerdings nur 
wenige gute Berufsausbildungs-
projekte gegeben. Die meisten 
sind im Sumpf von staatlicher 
Vetternwirtschaft und Beste-
chung untergegangen. 

Es gilt jetzt, aus Feh-
lern zu lernen. Wesentlich ist 

es, nach Vorbild des dualen 
Systems in Deutschland die 
Betriebe entscheidend in die 
Ausbildung einzubeziehen. Die 
Unternehmen und ihre Selbst-
verwaltungsorganisationen 
müssen die Träger der beruf-
lichen Bildung werden. Sie kön-
nen dafür gewonnen werden, 
denn es ist in ihrem Interesse, 
Praxisrelevanz zu gewährlei-
sten und sicherzustellen, dass 
sie auf Dauer kompetente und 
zuverlässige Mitarbeiter haben. 
Wir Deutsche können ihnen 
dabei helfen. 

Diese Dinge müssen be-
herzigt werden. Dann kann ein 
Marshallplan mit Afrika gelin-
gen. 

Prof. Dr. Winfried Pinger, 
Köln, ehemaliger Entwicklungs-
politischer Sprecher der CDU/

CSU-Bundestagsfraktion. 

Bundesminister Gerd Müller besucht ein polytechnisches Trainingszentrum in Kigali, Ruanda. 
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Mensch-Tier-gesundheit

Erst stirbt das Tier, dann der Mensch

Mehr als 780 Millionen Menschen haben kein 
sauberes Wasser zur Verfügung, und 2,5 Milli-
arden Menschen fehlt es an ausreichender 
Sanitärversorgung. Dabei ist der Zugang zu 
beidem unabdingbar für die Gesundheit aller 
Menschen. Auch Tiere brauchen Wasser, und 
in dem engen Zusammenspiel von Mensch 
und Tier, das nach wie vor in einem Großteil 
des ländlichen Raumes dieser Welt vor-
herrscht, sind die Verflechtungen von Wasser 
und Mensch-Tier-Gesundheit offensichtlich.

Von Cornelia Heine

Am Horn von Afrika leben viele Millionen 
Menschen, die sich den großen Herausfor-
derungen von Dürre und Wassermangel 
stellen müssen – gemeinsam mit ihren Tie-
ren. Mehr als 20 Millionen Menschen sind 
dort Wanderviehirten, auch Pastoralisten 
genannt. Denn Ackerbau ist in den wüsten- 
und halbwüstenartigen Gegenden kaum 
möglich. Diese Menschen haben keinen 
festen Wohnsitz, sondern ziehen mit ihren 
Tieren auf der Suche nach Wasser und Wei-
degründen umher. Am Horn von Afrika sind 
das vor allem Kamele, Rinder, Ziegen und 
Schafe. 

Wasserquellen sind Dreh- und Angel-
punkt der nomadischen Lebensweise. Ster-
ben die Tiere aufgrund von Wassermangel, 
ist gleichzeitig die Existenz der von ihnen 
abhängigen Menschen bedroht. Die jüngste 
Dürre am Horn von Afrika zeigt deutlich: 
Erst sterben die Tiere, dann die Menschen.

Relevant ist jedoch nicht nur der Tod 
von Tieren durch Verdursten. Chronischer 
Wassermangel und die damit verbundenen 
Auswirkungen setzen dem Immunsystem 
zu. Denn wo Wasser knapp ist, gibt es auch 
schnell kein Weideland mehr, und so sind 
die Tiere nach einiger Zeit schwach und un-
terernährt. Parasiten und Infektionskrank-
heiten haben dann leichtes Spiel. Zudem 
breiten sich die Krankmacher schneller als 
sonst üblich von Tier zu Tier aus, da das Ge-
dränge der Tiere an den wenigen noch ver-
fügbaren Wasserstellen stark zunimmt. Eine 
weitere Auswirkung von Wassermangel ist, 
dass die Tiere weniger Milch geben, denn 
das kostet den Körper viel Energie. Somit 
geht den Menschen eine wichtige Ernäh-
rungsgrundlage verloren. Vor allem Kinder 
unter fünf Jahren sind auf die nahrhafte 
und vitaminreiche Ziegen- oder Kamel-
milch angewiesen.

Auch beim Menschen gibt es Erkran-
kungen, die typisch für Gegenden mit Was-
sernot sind, zum Beispiel das Trachom, eine 
durch Bakterien verursachte Augenkrank-
heit (siehe E+Z/D+C e-Paper 2017/06, S. 29). 
Weltweit sind fast 2 Millionen Menschen 
aufgrund eines Trachoms erblindet. Es ist 
weltweit die verbreitetste ansteckende Ur-
sache von Blindheit. Übertragen wird die 
Krankheit unter anderem durch mangelnde 
Hygiene, zum Beispiel durch das Nutzen 
verschmutzter Handtücher durch mehre-
re Menschen, was oft mit Wassermangel in 
Verbindung steht.

Fliegen übertragen die Krankheit 
ebenfalls, und diese halten sich oft in der 
Nähe von Tieren auf. Daher kann es sinnvoll 
sein, getrennte Wasserstellen für Menschen 
und Tiere zu haben.

Veränderte Umweltbedingungen

Ausbleibender Regen oder starke Stürme 
mit Überschwemmungen führen zu ver-
änderten Umweltbedingungen. Hierdurch 
steigt mancherorts für Menschen und Tiere 
das Risiko, an bestimmten Krankheiten zu 
erkranken. So kann ein durch Wasserman-
gel karger, wenig Nahrung bietender Boden 
unter Umständen Gefahren bergen: Auf der 
Suche nach den letzten Halmen grasen die 
Tiere näher am Boden und scharren mit den 
Hufen die Erdkruste auf. Hier kann eine 
tödliche Gefahr lauern: Anthrax.

Die Substanz, auch Milzbrand ge-
nannt, ist unter anderem durch die An-
schlägen in den USA im Jahr 2001 bekannt, 
als mehrere Briefe mit Milzbrandsporen 
an Nachrichtensender und Senatoren ver-
schickt wurden. Das Bakterium Bacillus 
Anthracis produziert ein hochgiftiges To-
xin und ist somit als Biowaffe verwendbar. 
Tiere, die sich mit dem Erreger infizieren, 
sterben typischerweise einen plötzlichen 
Tod ohne vorhergehende erkennbare Sym-
ptome. Gefährlich für den Tierhalter wird 
es, wenn er versucht, den Tierkörper zu ver-
werten, also etwa die Häute zur Ledergewin-
nung zu nutzen. Die Ansteckungsgefahr mit 
Milzbrand ist sehr hoch, denn Anthrax ge-
hört zu den Zoonosen, ist also eine vom Tier 
auf den Menschen übertragbare Krankheit. 

Das Wissen um die Rolle von Wasser 
als Lebensspender, aber auch als poten-
zielles Sammelbecken von Erregern, die 
Menschen und Tiere gleicherweise befal-
len können, ist unabdingbar im Sinne eines Im ländlichen Afrika leben viele Menschen eng mit ihren Tieren zusammen. Hirte in Äthiopien. Fo
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ganzheitlichen Ansatzes zur Erkennung 
von gesundheitlichen Risiken, die das Zu-
sammenleben von Mensch und Tier mit 
sich bringt. Man denke hier nicht nur an die 
weltweit zirka 500 Millionen Wandervieh-
halter, sondern auch an die Millionen Klein-
baubauern und Hinterhoftierhalter, die eng 
mit ihren Tieren zusammenleben.

Ein Einzeller, der für Menschen und 
Tiere gefährlich ist und durch von Fäkalien 
verunreinigtes Wasser übertragen wird, ist 
beispielsweise Cryptosporidium parvum. 
Die durch ihn hervorgerufene Erkrankung, 
die sich in wässrigem Durchfall und Magen-
krämpfen äußert, wird als Kryptosporidiose 
bezeichnet. Problematisch ist sie vor allem bei 
Säuglingen und immunsupprimierten Per-
sonen. Bei Aidskranken kann der parasitisch 
lebende Einzeller zum Tode führen. Gemein-
sam genutzte Wasserstellen von Menschen 
und Tieren sind unter anderem in Ostafrika 
eine Möglichkeit der Krankheitsübertragung, 
wenn Kinder in den verschmutzten Pfützen 
spielen oder aber es zu einem Eintrag von Fä-
kalien ins Grundwasser kommt.

Auch der in Wasser oder Schlamm ver-
mischte Urin von Tieren kann gefährliche 
Infektionen verbreiten, zum Beispiel die 
Leptospirose. Leptospiren sind korkenzie-
herartig geformte, bewegliche Bakterien. 
Die Erreger gelangen über den Urin infi -
zierter Säugetiere (Ratten, Hunde, Mäuse, 

Schweine) in die Umwelt. Obwohl prinzipi-
ell jedes Säugetier mit Leptospiren infi ziert 
werden kann, kommt Kleinsäugern – ins-
besondere Nagetieren – weltweit die größte 
Bedeutung zu. 

Die den Erreger in sich tragenden 
Tiere erkranken in der Regel nicht an einer 
Leptospirose, scheiden jedoch den Keim 
zum Teil lebenslang im Urin aus. Durch klei-
ne Hautverletzungen oder über die Schleim-
haut kann sich der Mensch infi zieren. Oft-
mals geschieht dies durch verunreinigtes 
Wasser oder Schlamm. Die Krankheit kann 
mild und grippeähnlich verlaufen. Es gibt 
aber auch schwere Verläufe mit Gelbsucht, 
Nierenversagen oder Hirnhautentzündung. 
Zwei bis zehn Prozent der unbehandelten 
Fälle enden tödlich.

Ein enges Zusammenleben von Mensch 
und Tier oder unhygienische Bedingungen, 
die das Auftreten von Nagern begünstigen, 
fördern das Auftreten dieser Zoonose. Nach 
plötzlichen starken Regenfällen, gefolgt von 
Überschwemmungen und Schlammbildung, 
kann es ebenfalls gehäuft zu Erkrankungen 
kommen. Leptospirose ist eine klassische 
Erkrankung nach Naturkatastrophen und 
sollte allen Gesundheitsfachkräften ein Be-
griff  sein, die im Bereich Wasser und Sanitär 
in der humanitären Hilfe in Notunterkünf-
ten arbeiten.Ein integrierter Projektansatz 
im Sinne von One Health, also der Berück-

sichtigung von Mensch, Tier und Umwelt, 
ist dem Verein Tierärzte ohne Grenzen schon 
lange ein Anliegen. Die Nichtregierungsor-
ganisation führt Projekte in Ostafrika durch. 
Zielgruppe sind Menschen, deren Existenz-
grundlage von der Tierhaltung abhängt. Der 
Verein arbeitet unter anderem in den Be-
reichen Ernährungssicherung, Tiergesund-
heit, Dürreprävention, Landwirtschaft sowie 
Wasser- und Sanitärversorgung.

Ein Projektgebiet ist die Afar-Region 
Äthiopiens. Mit Temperaturen, die 50 Grad 
überschreiten können, ist diese Halbwü-
stenregion der Größe Irlands einer der hei-
ßesten Orte der Erde. Ziel der Projekte ist 
es, die Versorgung der Bevölkerung sowie 
der Tiere mit Wasser sicherzustellen. Das 
geschieht zum Beispiel durch die Instand-
setzung von Wasserstellen und den Bau von 
Wasserauff angbecken und Bodenschutz-
maßnahmen, um die Feuchtigkeit länger in 
der Erde zu halten. Aber auch Hygieneauf-
klärung und das Abgrenzen von Wasserstel-
len in Bereiche für Menschen und Tiere fal-
len darunter. 
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Agenda 2030

Neuer Wissensbedarf

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung fordert eine Neuausrichtung globaler 
Entwicklungspolitik. Sie beinhaltet scheinbar 
einfache Universalitätsprinzipien: Die 
Agenda gilt für alle Staaten, niemand soll 
zurückgelassen werden, und alle sollen 
zusammenarbeiten. Doch diese Leitprin-
zipien haben weitreichende Konsequenzen 
für die begleitenden Wissenssysteme.

Von Martin Noltze und Sven Harten

Herausforderungen bestehen vor allem in 
drei Bereichen. Erstens stellt der universale 
Anspruch der Agenda hohe Ansprüche an 
die bisherigen Informationssysteme. Die 
Komplexität erhöht den Datenbedarf und 

erfordert methodische Innovationen. Dazu 
gehört auch die Stärkung von Kapazitäten 
in der Sammlung und Verarbeitung von Da-
ten durch die Nutzung neuer Technologien. 

Zweitens erfordert die Umsetzung 
der Agenda die Bildung neuer Entwick-
lungspartnerschaften. Neben traditionellen 
Gebern und deren Partnern aus der Wis-
senschaft sollen zunehmend zivilgesell-
schaftliche und privatwirtschaftliche Ak-
teure einbezogen werden. Für neue Formen 
der Kooperation braucht es auf allen Seiten 
zeitgemäßes Wissen über geeignete Strate-
gien und Ansätze. 

Drittens muss die Nutzbarkeit und 
Nützlichkeit von Wissen erhöht werden. 
Viele Informationen entsprechen nicht dem 

Bedarf und liegen ungenutzt in den Daten-
banken einzelner Organisationen. Um die 
Nützlichkeit zu erhöhen, müssen Wissens-
lücken identifiziert und zeitnah entwick-
lungsrelevante Informationen generiert 
werden.

Neue Daten und Methoden

In den ersten Jahren nach der Verabschie-
dung der Agenda 2030 im September 2015 
hinkt die Neujustierung der Wissenssy-
steme dem Stand der Umsetzung hinterher. 
Das ist problematisch, da Entscheidungen 
folglich auf eingeschränkter Evidenz beru-
hen. Die Komplexität liegt im Zielsystem 
begründet.

Die 17 Nachhaltigkeitsziele (Sustaina-
ble Development Goals – SDGs) der Agenda 
2030 betreffen soziale, ökonomische und 
ökologische Dimensionen menschlicher 
Entwicklung. Dem universellen Anspruch 
der Agenda zufolge gelingt nachhaltige Ent-
wicklung nur durch den Einklang dieser 
drei Dimensionen. Das Grundprinzip lau-
tet: Kein Ziel darf zu Lasten anderer Ziele 
gehen. Dadurch entsteht neuer Wissensbe-
darf im Hinblick auf die Wechselwirkungen 
unterschiedlicher Entwicklungsstrategien. 
Das ist keine leichte Aufgabe für die Evalu-
ierungsexperten.

Damit einhergehend, wirft das Prinzip 
der Rechenschaftslegung die Frage auf: Wer 
hat auf welche Weise welchen Anteil zu wel-
chem Ergebnis beigetragen? Hierbei kommt 
es besonders darauf an, die zugrundelie-
genden Ursache-Wirkungs-Beziehungen 
eindeutig zu bestimmen.

Um die Relevanz von Monitoring 
und Evaluation (M&E) für evidenzbasier-
te Politikgestaltung zu erhöhen, müssen 
Wissenslücken geschlossen und Informa-
tionen auf lokaler, regionaler und globaler 
Ebene bereitgestellt werden. Dazu muss 
die Stärkung der statistischen Kapazitäten 
im Rahmen der Initiative Paris 21 unter-
stützt werden. Daten nationaler Statis
tikämter können durch große Datensätze 
der Weltbank ergänzt werden, zum Bei-
spiel durch die Demography and Health 
Surveys (DHS) oder die Living Standards 
Measurement Surveys (LSMS). Zudem gibt 
es verschiedene methodische Innovati-
onen, darunter den Progress out of Poverty 
Index (PPI) der Grameen Foundation oder 
SWIFT (Survey of Well-being via Instant 
and Frequent Tracking) der Weltbank, die 

Die Auswertung des Gebrauchs von Mobiltelefonen, wie hier in einem Slum in Nairobi, kann 

dazu beitragen, Trends vorherzusagen. Fo
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es erlauben, auch in datenarmen Kontex-
ten kostengünstig zuverlässige Informati-
onen zu sammeln.

Internationale Initiativen wie die In-
ternational Aid Transparency Initiative 
(IATI) dienen der gemeinsamen Rechen-
schaftslegung, Kooperation und Planbarkeit 
und sollten verstärkt genutzt werden. Wich-
tig ist der freie Zugang zu Informationen. 
Hierbei spielen neue Akteure, wie etwa die 
Bill & Melinda Gates Foundation, eine Vor-
reiterrolle. Sie investieren zum Teil bereits 
erheblich in neue Wissenssysteme. 

Mobile Technologien, soziale Medien 
und Satellitendaten finden zunehmend Ein-
gang in M&E-Systeme. Besonders innovativ 
ist das sogenannte Machine Learning, bei 
dem große Datensätze ausgewertet werden, 
um Trends vorherzusagen. Beispielsweise 
hilft die Analyse der Nutzung von Mobilte-
lefonen, die Ausbreitung von Epidemien 
(etwa Ebola) vorherzusagen.

Allerdings sind neue und große Da-
tensätze kein Allheilmittel, da sie oft nur 
große Trends und Wahrscheinlichkeiten 
abbilden und selten die Gründe aufdecken. 
In der Integration von Big Data (s. E+Z/D+C 
e-Paper 2017/01, S. 30) und Machine Lear-
ning in komplexe Evaluierungen, die zu-
sätzliche empirische Daten erfassen, liegt 
jedoch ein enormes Potential, das bisher 
nur ansatzweise ausgeschöpft wird. 

Neue Partnerschaften 

Neue Anforderungen ergeben sich auch 
durch die neuen Partnerschaften, die im 
Zuge der Agenda 2030 entstehen. Während 
M&E im Bereich der staatlichen und zivil-
gesellschaftlichen Zusammenarbeit über 
einen vergleichsweise hohen Institutionali-
sierungsgrad verfügt, wurden die Entwick-
lungsbeiträge der Privatwirtschaft lange 
Zeit weitestgehend isoliert und lediglich im 
unternehmerischen Sinne betrachtet. Jetzt 
ist eine Abkehr von M&E-Systemen gefor-
dert, die sich nach den Bedarfen einzelner 
Akteure – oft der Geber – richten.

Auch die Rechtzeitigkeit von M&E-Er-
kenntnissen ist ein wichtiger Aspekt. Dazu 
sind vor allem prozessuale und technische 
Innovationen im Hinblick auf die Verbrei-
tung und Nützlichkeit von Wissen nötig. 
Gerade in diesem Bereich sind neue Akteure 
wie private Unternehmen und Stiftungen 
Vorreiter, zum Beispiel Telekommunikati-
onsunternehmen in Afrika: Einerseits die-

nen Informationen, die für neue Produkte 
erhoben werden, als Grundlage für unter-
nehmerische Entscheidungen. Andererseits 
helfen sie traditionellen Gebern, spezifische 
Dienstleistungen für ärmere Bevölkerungs-
schichten einzuführen. 

Der Erfolg solcher neuen Kooperati-
onen hängt oftmals davon ab, inwieweit es 
den beteiligten Akteuren gelingt, die jeweils 
andere Perspektive anzuerkennen. Traditi-
onelle Geber müssen akzeptieren, dass Da-
ten nicht zwangsläufig ein freies, sondern 
ein begehrtes Gut darstellen. Privatunter-
nehmen müssen hingegen erkennen, dass 
gemeinsame Entwicklungserfolge letztlich 
allen zugutekommen, sich privatwirtschaft-
licher Nutzen aber mitunter erst mittel- bis 
langfristig einstellt.

Erhöhung der Nützlichkeit

Große Teile entwicklungsrelevanten Wis-
sens sind entweder nicht frei zugänglich, 
unzureichend aufbereitet oder entsprechen 
nicht dem Bedarf. Durch ihren universalen 
Charakter erfordert die Agenda 2030 jedoch 
nützliche Informationen auf unterschied-
lichen Ebenen. M&E kann nicht länger die 
exklusive Domäne der Geber sein, sondern 
muss in enger Abstimmung mit lokalen 
Partnern geschehen. 

Meta-Analysen und Synthesestudien 
erhöhen die Relevanz von Erkenntnissen 
und leisten wichtige Beiträge zum Lernen 
auf regionaler und globaler Ebene. Platt-
formen wie die International Initiative for 
Impact Evaluation (3ie) erarbeiten globale 
Wissenskarten und identifizieren Wissens-
lücken. 

Schließlich liegt großes Potenzial in 
der Förderung von evaluativem Denken 
auf Seiten der verschiedenen Akteure aus 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Mehr 
den je ist die M&E-Gemeinschaft gefordert, 
Wissen und Informationen zeitgemäß und 
bedarfsgerecht aufzubereiten. Dies verlangt 
nach innovativen Formen der Wissensver-
mittlung und kann nur durch eine aktive 
und von allen Seiten geförderte Integration 
von M&E in die Prozesse der Entwicklungs-
politik erfolgen. 

Fazit

Selten gab es in der internationalen Zusam-
menarbeit ein so gutes politisches Momen-
tum für evidenzbasierte Entscheidungen. 

Der Reviewmechanismus der Agenda 2030 
ist ein Ausdruck dieses Bedeutungszu-
wachses. Bisher hinkt die Ausgestaltung 
der M&E-Systeme der begonnenen Umset-
zung der Agenda hinterher. Diese Dynamik 
gilt es umzukehren. Die Entscheidungen 
von heute müssen zunehmend durch die 
Bereitstellung zeitgemäßer und nützlicher 
Informationen unterstützt werden. 

Für den Einklang von Informati-
on, Konzeption und Umsetzung bedarf 
es mehr strategisch relevanter Evaluie-
rungen, die komplexe Gegenstände auch 
mithilfe empirischer Methoden beleuch-
ten. Die dafür benötigten M&E-Systeme 
müssen auch neue Datensätze einbeziehen 
und die dafür notwendigen technischen 
und methodischen Voraussetzungen 
schaffen. Gleichzeitig müssen neue und 
vielfältige Akteure einbezogen werden, 
sowohl bei der Generierung von Daten als 
auch in Bezug auf die Nutzung von Wissen. 

Initiativen, die die Verzahnung von 
Wissens- und Informationssystemen und 
entwicklungspolitischen Entscheidungen 
vorantreiben, sollten öffentlich gefördert 
werden. Gleichzeitig brauchen Wissens-
plattformen Unterstützung durch Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft, indem 
relevante Informationen weitergegeben 
werden. Daten und Informationen sollten 
so aufbereitet werden, dass Wissen für 
unterschiedliche Gegenstände und über-
greifende Fragestellungen vermehrt wird. 
Letztlich muss die Akzeptanz einer ge-
meinsamen Lernkultur aller Beteiligten 
gefördert und so die Nützlichkeit einer 
bedarfs- und zeitgerechten Bereitstellung 
von Informationen erhöht werden.
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Slum in Phnom Penh: In vielen Städten weltweit investieren 

Bewohner von Elendsvierteln nicht in ihre Heime, weil sie 

nicht wissen, wie lange sie bleiben können.

Landbesitz
In vielen Weltgegenden ist umstritten, wer Grund und 
Boden auf welche Weise nutzen darf. Gewohnheitsrecht 
und kodifiziertes Recht passen oft nicht zusammen. 
Landbesitz wird aber aufgrund von Bevölkerungswachs-
tum, Klimawandel und Urbanisierung immer wichtiger. 
Denen, die vertriebenen werden, droht Not und Elend. 
Kluge Rechtsreformen können dem entgegenwirken 
und Konflikte verhindern. Mächtige Interessengrup-
pen haben daran aber nicht unbedingt Interesse. Die 
verschiedenen Träger des deutschen Zivilen Friedens-
dienstes, den die Bundesregierung über Engagement 
Global fördert, setzen sich für nachhaltige und gewalt-
freie Lösungen ein.
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Wurzeln der Gewalt

Meist heißt es, der Grund für politische Unru-
hen in Kenia seien ethnischen Spannungen. 
Übersehen wird dabei die Bedeutung von 
Streit über Land. Ein Blick in die Geschichte 
zeigt, dass ethnische Spannungen und Land-
konflikte zusammenhängen.

Von Paul Kawegah

Lange vor Kenias Unabhängigkeit begannen 
Teile der Elite, sich Grundstücke für ihren 
persönlichen Nutzen anzueignen. Dabei war 
es nützlich, dass den Regeln der britischen 
Kolonialmacht zufolge der Gouverneur im 
Auftrag der Krone das gesamte Land treu-

händerisch verwaltete. Indigene Kenianer 
wurden massenhaft enteignet und mussten 
fortan als Tagelöhner auf Feldern rackern, 
die ihnen zuvor selbst gehört hatten.  

Kenias Rechts- und Versöhnungskom-
mission (Truth Justice and Reconciliation 
Commission – TJRC), die zur Aufarbei-
tung der gewalttätigen Wahlunruhen von 
2007/08 einberufen wurde, hat bestätigt, 
dass die Landkonflikte, die das Land seit 
Langem plagen, so begannen. Sie waren 
schon bei Wahlkrawallen in den Jahren 1992 
und 1997 die Ursache.

Die Unruhen von 2007/08 machten 
weltweit Schlagzeilen. Rund 1500 Men-
schen starben und rund 650 000 wurden 

vertrieben. Viele sind weiterhin Binnen-
flüchtlinge (siehe Kasten, S. 20). Was bei den 
diesjährigen Wahlen geschehen wird, war 
Anfang Juni, als dieser Beitrag fertiggestellt 
wurde, nicht abzusehen.

Leider endete mit der Kolonialherr-
schaft 1963 nicht auch die Praxis des staat-
lich unterstützten Landraubes. Kenia ist eine 
Nation mit hoher kultureller Vielfalt. In den 
meisten Regionen dominiert jeweils eine eth-
nische Gruppierung, die mit einigem Grund 
findet, das Land gehöre historisch ihr. Die an-
gestammte Bevölkerung hält alle, die andere 
Sprachen sprechen und andere Traditionen 
haben, für „Fremde“ oder gar „Eindring-

linge“. Früher lösten die Anführer der ver-
schiedenen Gemeinschaften Streitigkeiten 
über Land dennoch oft friedlich in Verhand-
lungen. Im Lauf der Jahrzehnte ist das aber 
immer schwieriger geworden, wozu das  Be-
völkerungswachstum und die Auswirkungen 
des Klimawandels beigetragen haben.  

Auch die wachsende Bedeutung der 
Geldwirtschaft ist relevant. Als die Men-
schen vor allem Subsistenzlandwirtschaft 
betrieben, fielen Kompromisse leichter. Der 
Geldwert aber macht Grund und Boden zum 
Spekulationsobjekt – und wenn irgendwo 
Öl, Gas oder andere unterirdische Ressour-
cen gefunden werden, stimuliert das die 
Gier besonders.   

Die Infrastruktur wurde meist so an-
gelegt, dass sie den mächtigsten Gruppen 
dient. Das verschärft die Unzufriedenheit. 
Seit der Kolonialzeit ist zudem auch das 
Rechtssystem Kenias auf den Schutz ein-
flussreicher Gruppen ausgerichtet, so dass 
das heutige formale Recht nur bedingt hilf-
reich ist. Oft widerspricht es dem örtlichen 
Gerechtigkeitsempfinden. Dass Rechtsan-
wälte und andere akademisch gebildete 
Menschen immer wichtiger werden, geht 
zu Lasten des Einflusses der traditionellen 
Anführer. Zivilgesellschaftliche Organisati-
onen unterstützten zwar örtliche Gemein-
schaften, aber sie sind oft überfordert und 
können nichts dagegen tun, dass die Land-
konflikte immer komplexer werden und 
längst über Ortsgrenzen hinaus greifen, was 
lokale Kompromisse ebenfalls erschwert.

Einige abgelegene Countys in Kenia 
hatten schon immer ein ungünstiges Klima. 
Von der Kolonialzeit bis heute vernachlässi-
gte der Staat diese Regionen. Sie sind dünn 
besiedelt und es mangelt an grundlegender 
Infrastruktur. Die dort heimische Ethnie be-
trachtet das Land aber stolz als ihr eigenes.   

Wenn Öl gefunden wird, ändert das 
alles. In Turkana County haben sich Grund-
stückswerte beispielsweise vervielfacht. 
Große Flächen gehören nun Privatunter-
nehmen und Individuen, die auf Ölförde-
rung hoffen. Die örtliche Bevölkerung, die 
seit Generationen hier in Isolation lebte, 
bleibt aber weitgehend ausgeschlossen. Aus 
ihrer Sicht sind die Zugereisten nicht nur 
Eindringlinge, die Traditionen bedrohen, 
sondern brutale Ressourcenräuber.

Kenianische Regierungen haben ver-
schiedene Anläufe gemacht, um historische 
Landkonflikte aufzuarbeiten. Mehrere Kom-
missionen wurden eingerichtet:

●● 1999 die Commission of Inquiry into the 
Land Law System in Kenya (nach dem Vorsit-
zenden „Njonjo Commission“ genannt),

●● 2003 die Commission of Inquiry into 
The Illegal/Irregular Allocation of Public 
Land („Ndungu Commission“),

●● später die oben erwähnte TJRC und zu-
letzt

●● 2012 die National Land Commission.
Der Bericht der Ndungu Commission 

erschien 2004 und hielt fest, illegale und 
irreguläre Zuteilung von Land sei ein wich-
tiger Faktor in der massiven Korruption des 
Staatswesens, was sowohl für nationale wie 
örtliche Behörden gelte. Sowohl Individuen 

Farmland im Rift Valley. 
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als auch Unternehmen eigneten sich auf 
nicht legitime Weise Land an. All diese Pro-
bleme wurden nie gelöst.   

Die Medien konzentrieren sich bei 
Konfl ikten auf die ethnische Dimension 
und äußern sich kaum zu den zugrunde-
liegenden Landfragen. Vielleicht liegt es 
daran, dass sie oftmals überwältigend groß 
erscheinen. Allerdings kommt der Staat mit 
den ethnischen Spannungen meist auch 
nicht zurecht. In Wahlkämpfen wird Unzu-
friedenheit artikuliert – und wer sich über 
Landkonfl ikte ärgert, argumentiert oft mit 
ethnischer Zugehörigkeit.  

WAHLUNRUHEN

Gewalt erschütterte Kenia im Kontext der 
Wahlen von 1992, als die Mehrparteien-
Demokratie eingeführt wurde, und dann 
wieder 1997 und 2007. Bezeichnenderweise 
gerieten oft „örtliche Gemeinschaften“ mit 
„Einwanderern“ aneinander – und zwar be-
sonders im fruchtbaren Rift Valley.

Manchmal heißt es, die Landkonfl ikte 
seien nicht Ursache der Gewalt, denn es habe 
2002 und 2013 keine Krawalle gegeben, als 
Politiker ethnische Zugehörigkeit nicht wie 
1992 und 1997 betonten. Die Schwachstelle 
dieses Arguments ist, dass es nicht benennt, 
warum ethnische Propaganda sich so ver-

heerend auswirken kann. Tatsächlich sind 
ethnische Konfl ikte und Landkonfl ikte schon 
seit Langem eng miteinander verknüpft.

Das Rift Valley und die Küste am In-
dischen Ozean sind die Epizentren der Span-
nungen zwischen den Kikuyu und örtlichen 
Ethnien. Die Kikuyu sind Kenias größte 
Volksgruppe. Zu ihnen gehört fast ein Viertel 
der Bevölkerung. Jomo Kenyatta, der erste 
Präsident und Vater des heutigen Staatschefs 
Uhuru Kenyatta, teilte seinen Unterstützern 
gern fruchtbares Land zu. Zumeist waren sie 
wie er selbst Kikuyu. Für die örtlichen Ge-
meinschaften blieben sie und ihre Nachkom-
men Außenseiter.  

Nicht nur Wahlunruhen haben mit 
Landkonfl ikten zu tun. In gewissem Maß gilt 
das auch für Terrorismus. Im Juni 2014 griff  
die somalische Islamistenmiliz Al-Shabaab  
die Stadt Mpeketoni in Lamu County an der 
Küste an. Mehr als 60 Menschen starben. Prä-
sident Uhuru Kenyatta sprach daraufh in von 
„sorgfältig geplanter, koordinierter und po-
litisch motivierter ethnischer Gewalt gegen 
eine kenianische Gemeinschaft“. Kenianern 
war klar, dass er die Kikuyu meinte. Ihm zu-
folge war das Ziel ethnische Säuberung.  

Islamistischer Terrorismus ist ein viel-
schichtiges Problem, das auf verschiedene 
Weise erklärt wird. Landbesitz ist sicherlich 
relevant. Nach der Machtübernahme von 

den Briten siedelte Jomo Kenyatta in der 
Gegend von Mpeketoni Kikuyu an. Örtliche 
Gemeinschaften von Somali und Oromo be-
trachten das Land aber als das Land ihrer 
Vorfahren.  

Eine bessere Zukunft ist möglich. 2012 
schuf der Gesetzgeber die National Land 
Commission. Diese unabhängige Institution 
soll Ermittlungen aufnehmen, um aktuelle 
und historische Landkonfl ikte aufzuarbeiten 
und praktikable Lösungen vorzuschlagen. Sie 
kann auf Eigeninitiative sowie auf Beschwer-
den hin aktiv werden.   

Vom Erfolg dieser Kommission hängt 
langfristig Kenias innerer Frieden ab. Es ist 
noch zu früh, um ihre Leistung zu beurtei-
len. Es beunruhigt aber, dass sie mit all den 
Problemen ringt, die frühere Kommissionen 
hatten: Sie braucht mehr Geld, ihr Mandat 
ist nicht völlig klar, und sie dürfte auf Wider-
stand im Landministerium stoßen.

PAUL KAWEGAH
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Die Angst wächst in Kinamba

Als die Ergebnisse der Präsi-
dentschaftswahlen Ende De-
zember 2007 bekanntgegeben 
wurden, brach in Kenia Gewalt 
aus. Viele Menschen spüren 
die Folgen bis heute. Das gilt 
etwa für rund 700 Binnen-
fl üchtlinge, die am Rande des 
Rift Valley in Kinamba woh-
nen. Vor neun Jahren fl ohen 
sie aus dem Tal.

Der gastgebende Ort 
bewies menschliche Solida-
rität in einer Zeit von Mord 
und Zerstörung und nahm die 
Flüchtlinge auf. David Gitonga, 

ein Mitglied des kommunalen 
Gemeinderats, forderte seine 
Mitbürger auf, den Flüchtlin-
gen Sicherheit und ein Dach 
über dem Kopf zu bieten. Die 
Zustimmung war überwälti-
gend. 90 Prozent waren bereit, 
Menschen in Not aufzunehmen 
– egal, wo diese herkamen.

Neun Jahre später sind 
die Flüchtlinge immer noch 
da. Eine dauerhafte Lösung ist 
nicht abzusehen. Alle hatten 
erwartet, dass die Zugereisten 
bald wieder heimkehren wür-
den oder von der Regierung ein 

neues Zuhause zugewiesen be-
kämen. Die Hoff nung trog.  

Heute herrscht in Ki-
namba Angst auf allen Seiten. 
Die Flüchtlinge fürchten, ver-
jagt zu werden, und die Gast-

geber machen sich Sorgen, sie 
könnten ihr Land an die „Au-
ßenseiter“ verlieren. Leider ist 
die Stimmung an vielen Orten, 
wo Binnenfl üchtlinge leben, 
ähnlich.

Ein Lager für Binnenvertriebene im Jahr 2013. 
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Traditionelle Nutzer benachteiligt

Für einen Großteil der Weltbevölkerung ist 
Land die Grundlage der Existenz. Das gilt ins-
besondere in ländlichen Regionen mit sub
sistenzwirtschaftlichen Strukturen. Gleichzei-
tig ist die Ressource Land zunehmend 
gefährdet. Besonders kritisch sind die Folgen 
des Klimawandels wie Dürren, Desertifikation 
und Überschwemmung küstennaher Gebiete. 
Zudem verstärken das weltweite Bevölke-
rungswachstum, zunehmende Urbanisierung 
und veränderte Ernährungsgewohnheiten 
zusätzlich den Druck auf landwirtschaftliche 
Flächen.

Von Gunther Beger

Drei von vier Hungernden weltweit leben 
in Entwicklungsländern als Kleinbauern, 
Viehzüchter und Arbeiter auf dem Land. Die 
Hauptlast der kleinbäuerlichen Arbeit liegt 
meist bei Frauen, die sich und ihre Familien 

mit dem selbst Erwirtschafteten ernähren. 
Würden Frauen in Entwicklungsländern 
dieselben Mittel für die Landwirtschaft 
erhalten wie Männer, könnte die Zahl der 
Hungernden weltweit um 100 bis 150 Millio-
nen Menschen sinken.

Vor diesem Hintergrund ist es er-
staunlich und erschreckend, dass weltweit 
weniger als 20 Prozent der Frauen über 
gesicherte Landbesitzrechte verfügen. 70 
Prozent der Weltbevölkerung hat keinen 
Zugang zu formalen, das heißt dokumen-
tierten und staatlich anerkannten Landre-
gistrierungssystemen. Nur circa zehn Pro-
zent der ländlichen Flächen in Afrika sind 
formal dokumentiert. Das ist eine gewaltige 
gesellschaftspolitische Herausforderung, 
denn damit sind wachsende Auseinander-
setzungen und Konflikte absehbar.

Mehr als die Hälfte der gesamten 
Landfläche der Erde wird unter traditio-

nellen Gewohnheitsrechtsystemen genutzt. 
Das bedeutet, dass rund 1,5 Milliarden Men-
schen auf und von Land leben, das ihnen 
formal nicht gehört, und daher fürchten 
müssen, von diesem Land vertrieben zu 
werden. Bei der weltweit zunehmenden 
Konkurrenz um die besten und frucht-
barsten Flächen haben meistens traditi-
onelle Nutzer wie indigene Gruppen und 
kleinbäuerliche Familien das Nachsehen. 
Wachsende Konkurrenz, schwache institu-
tionelle Strukturen und unklare (parallele) 
Rechtssysteme führen zu Intransparenz 
und Korruption im Landsektor.

Die Landzugangs- und Landnutzungs-
rechte in Entwicklungsländern sind nur un-
zureichend gesichert, was eine nachhaltige 
und produktive Ressourcennutzung und 
ländliche Entwicklung verhindert.

Land als Investitionsobjekt

Land hat als Investitionsobjekt seit dem 
letzten Nahrungsmittelpreisanstieg vor 
circa zehn Jahren erheblich an Bedeutung 
gewonnen. Großflächige Landkäufe und 

Sichere Landrechte sind die Voraussetzung für Investitionen und produktive Bewirtschaftung: Tomatenanbau in Äthiopien. 
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-pachten finden oft in Entwicklungslän-
dern statt, die von schwachen oder au-
toritären Regierungsstrukturen und Pro-
blemen wie Armut und Unterernährung 
gekennzeichnet sind. Bei großflächigen 
Landkäufen und -pachten handelt es sich 
aber um ein weitverbreitetes und schwer 
zu kategorisierendes Phänomen.

Investitionen in Land werden häufig 
in ländlichen Gebieten getätigt, die bisher 
nicht für die kommerzielle Landwirtschaft 
erschlossen, sondern kleinbäuerlich ge-
nutzt wurden. Aktuell sind in der interak-
tiven Online-Datenbank der Land-Matrix-
Initiative (s. E+Z/D+C e-Paper 2016/12, S. 5) 
weltweit gut 1 000 abgeschlossene Investi-
tionsabkommen dokumentiert, davon 422 
in Afrika mit einer Fläche von insgesamt 
rund 10 Millionen Hektar. 

Damit nehmen der Flächenbedarf, 
die Nutzungskonkurrenz und das damit 
verbundene Konfliktpotenzial weiter zu. 
Die Ergebnisse des analytischen Berichts 
2016 der Land-Matrix-Initiative zeigen, 
dass die Anzahl neuer Transaktionen und 
Flächen zwar stagniert, aber der Anteil 
der tatsächlich operativ genutzten Fläche 
stark zunimmt. Für 26,7 Millionen Hektar 
– etwa zwei Prozent des weltweit verfüg-
baren Ackerlands – sind Agrarinvestiti-
onen dokumentiert, und auf 70 Prozent 
dieser Fläche haben produktive Aktivi-
täten begonnen. 

Internationale Standards

Die deutsche Bundesregierung setzt sich 
dafür ein, dass Landrechte sicher und die 
Investitionen im ländlichen Raum in den 
Partnerländern entwicklungsförderlich 
sind. Die im Jahr 2012 vom UN-Welter-
nährungsausschuss verabschiedeten 
„Freiwilligen Leitlinien für die verantwor-
tungsvolle Verwaltung von Boden- und 
Landnutzungsrechten, Fischgründen und 
Wäldern im Rahmen der nationalen Er-
nährungssicherheit“ (VGGT) stellen einen 
großen Schritt in Richtung verantwor-
tungsvolle Investitionen und Stärkung 
kleinbäuerlicher Landrechte dar. Im Ko-
alitionsvertrag hat die Bundesregierung 
explizit das Ziel bekräftigt, die VGGT und 
deren Anwendung zu unterstützen.

Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) setzt sich für Landzugangs- 

und Landnutzungsrechte benachteiligter 
Gruppen in Entwicklungsländern auf ver-
schiedenen Ebenen ein: zum einen durch 
internationales Agenda Setting und Stan-
dardsetzung (zum Beispiel im Kontext von 
G7 und G20), zum anderen durch konkrete 
Fördermaßnahmen im Rahmen der staatli-
chen und zivilgesellschaftlichen Entwick-
lungszusammenarbeit. 

Während der deutschen G7-Präsi-
dentschaft haben sich die sieben Länder 
der Gruppe dazu verpflichtet, ihre Ent-
wicklungsfinanzierung an den VGGT aus-
zurichten. In der Folge hat das BMZ eine 
Studie beim Deutschen Institut für Men-
schenrechte in Auftrag gegeben, um beste-
hende internationale Standards der finan-
ziellen Zusammenarbeit mit den VGGT zu 
vergleichen. 

Die Studie wurde kürzlich fertigge-
stellt. Sie bestätigt zum einen, dass die 
auch für die deutschen Entwicklungs-
banken KfW und DEG maßgeblichen Stan-
dards der Weltbankgruppe die Vorgaben 
der VGGT bereits weitgehend berücksich-
tigen. Sie weist aber auch darauf hin, wie 
Finanzinstitutionen die neuen hohen An-
sprüche der VGGT durch weiterführende 
Standards und Sorgfaltspflichten abzude-
cken haben.

Gemeinsam mit der KfW hat das BMZ 
daraufhin erste Schritte unternommen, 
um das Risiko von Landrechtskonflikten 
so weit wie möglich zu minimieren. Denn 
es ist unbestritten, dass Investitionen in 
ländliche Entwicklung und Landwirt-
schaft in Entwicklungsländern notwendig 
sind. Diese gehen aber fast immer auch mit 
Landnutzungsänderungen einher. Umso 
wichtiger ist daher ein umsichtiger Um-
gang mit der Thematik.

Im Rahmen seiner diesjährigen 
G20-Präsidentschaft ist es Deutschland 
gelungen, für Transparenz und menschen-
rechtliche Sorgfalt bei Landinvestitionen 
zu werben. Zum Kreis der G20-Länder 
gehören mit China, Saudi-Arabien und 
Brasilien auch Länder, aus denen viele In-
vestoren stammen, die im Agrarbereich in 
Entwicklungsländern stark aktiv sind.

Über Vorhaben der Entwicklungs-
zusammenarbeit (official development 
assistance – ODA) unterstützt das BMZ 
Partnerländer bei der Ausgestaltung und 
Umsetzung von verantwortungsvoller 
Landpolitik und gutem Landmanagement. 

Auch unsere deutsche Erfahrung und Ex-
pertise (zum Beispiel in Partnerschaft mit 
der Nachfolgeeinrichtung der Treuhand-
anstalt BVVG) bringen wir in die Koopera-
tion mit ein. 

Mit der Sonderinitiative EINEWELT 
ohne Hunger (SEWOH) fördert das BMZ 
zielgerichtet die Anwendung der VGGT 
in den Partnerländern. Das umfasst auch 
Vorhaben privater Träger, wie beispiel-
weise ein Projekt von Transparency Inter-
national, das darauf abzielt, Landkorrup-
tion zu bekämpfen und zur Sicherung der 
Landrechte in Afrika beizutragen. 

Um den Zugang zu Land für die länd-
liche Bevölkerung fairer und sicherer zu 
gestalten, arbeitet das SEWOH-Globalvor-
haben „Verantwortungsvolle Landpolitik“ 
mit politischen Partnern, Akteuren der 
Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft 
auf verschiedenen Ebenen zusammen. So 
schafft es die Voraussetzung für die Titu-
lierung und offizielle Anerkennung der 
Landnutzungs- und Landbesitzrechte von 
Kleinbauern, indigenen Völkern und Ge-
meinden in ausgewählten Ländern in Afri-
ka, Asien und Lateinamerika.

Gemeinsam mit der afrikanischen 
Land Policy Initiative und der Weltbank 
hat das BMZ ein Exzellenznetzwerk zu 
Land Governance in Afrika etabliert. Im 
Mittelpunkt stehen Qualifikation und Aus-
bildung von Fachkräften im Bereich Land-
management und Land Governance sowie 
insgesamt die Stärkung der Beratungska-
pazitäten für Landpolitik in Afrika.

Sichere Landzugangs- und Landnut-
zungsrechte sind ein Schlüsselfaktor für 
eine nachhaltige ländliche Entwicklung. 
Nur wer sicher sein kann, dass ihm sein 
Land in Zukunft nicht genommen wird, 
der tätigt Investitionen und bewirtschaf-
tet es produktiv und nachhaltig – und nur 
dann ist Entwicklung möglich.

Gunther Beger

ist Abteilungsleiter für 

Grundsatzfragen Entwick-

lungszusammenarbeit, 

Zivilgesellschaft, Kirchen  

und Wirtschaft, ländliche Entwicklung im BMZ. 

AL1@bmz.bund.de

Link

Land Matrix: http://www.landmatrix.org
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Wie Spannungen in Sierra Leone 
abgebaut werden können

Privatunternehmen pachten heute 20 Pro-
zent des nutzbaren Bodens in Sierra Leone. 
Traditionelle Kleinbauern haben ihre Lebens-
grundlage verloren. Die Regierung hat eine 
neue Politik konzipiert – setzt sie aber noch 
nicht um.

Von Elijah Grega

Sierra Leone ist ein Land voller Widersprü-
che. Es hat Bodenschätze wie Diamanten, 
Bauxit und Eisenerz, und doch lebt die 
überwältigende Mehrheit der Einwohner 
in Armut. Der Bürgerkrieg, der 2002 ende-
te, hat das Land zerstört und die Menschen 
traumatisiert. Vor dem Konflikt glänzte das 
Bildungswesen – heute sind zwei Drittel der 
Bevölkerung Analphabeten. 

Die Regierung hat den Aufbau von 
Infrastruktur und Institutionen vorange-
trieben. Aber es gibt noch große Lücken im 
Gesundheits- und Bildungswesen sowie in 
der Wasser- und Energieversorgung. Weil 
das Land auf die Ebola-Epidemie vor drei 
Jahren nicht vorbereitet war, starben 4000 
Menschen. 

Alle ökonomischen und sozialen 
Probleme in Sierra Leone hängen mit Ar-
mut und Landnutzung zusammen. Ob arm 
oder reich, gebildet oder arbeitslos – das 
Thema Grund und Boden betrifft alle. Die 
meisten Dorfbewohner leben als Bauern 
vom Ertrag ihrer Felder, wissen aber nicht 
sicher, dass diese ihnen wirklich gehören. 

Es gibt keine zuverlässigen Grundbücher 
und keine flächendeckende Erfassung der 
Flurstücke. 

Die Verpachtung großer Flächen an 
ausländische Investoren, die Zuckerrohr-, 
Palmöl- und andere Plantagen anlegen, be-
unruhigt die Bevölkerung. Laut einer Studie 
des kalifornischen Thinktanks Oakland In-
stitute verfügen internationale Firmen be-
reits über 20 Prozent des nutzbaren Bodens. 

Die Regierung argumentiert, Inve-
storen würden Jobs und Wohlstand schaf-
fen, und ausländische Anleger wie Addax 
aus der Schweiz oder SOCFIN machen in der 
Tat vollmundige Versprechen. Die Pacht-
verträge sind aber intransparent, und es ist 
nicht klar, ob die Preise wirklich den Wert 
des Bodens widerspiegeln. 

Kleinbauern mussten ihr Land für 
einen Hungerlohn abtreten. Viele Hoff-
nungen auf ein besseres Leben, mehr Jobs 
und bessere Schulen haben sich zerschla-
gen. Laut der zivilgesellschaftlichen Organi-
sation ALLAT (Action for Large-scale Lande 
Acquisition Transparency) haben großan-
gelegte Pachtverträge „Tausende von Klein-
bauern ärmer gemacht“. 

Die Spannung im Land wächst. Die 
Leute sind wütend, weil die Unternehmen 
keine soziale Verantwortung überneh-
men, die Regierung ihnen aber dennoch 
Steuererleichterungen gewährt. Zugleich 
unterdrückt sie Proteste und Widerstand. 
Landrechte-Aktivisten werden kriminali-

siert; einige Gefängnisstrafen wurden be-
reits verhängt. 

Dennoch wächst das öffentliche Inter
esse an dem Thema. Bauern tun sich mit 
Aktivisten zusammen. Sie haben immer-
hin erreicht, dass die Regierung eine neue 
Grundrechtspolitik formuliert hat, die zi-
vilgesellschaftliche Akteure gut finden. Die 
Umsetzung allerdings steht aus – und sie 
wird nicht leicht. Denn damit es fair und ge-
recht zugeht, sind neue Institutionen sowie 
die Partizipation von Zivilgesellschaft und 
traditionellen, lokalen Autoritäten nötig. 

Um den Rechten aller Betroffenen-
gruppen – etwa der Frauen – gerecht zu 
werden, muss deren besondere Lage be-
rücksichtigt werden. Wie in vielen westafri-
kanischen Ländern leisten Frauen in Sierra 
Leone die meiste Feldarbeit. Große Grund-
stücksgeschäfte sollten zudem immer der 
Ernährungssicherheit dienen und tatsäch-
lich die Armut mindern. Andernfalls sollten 
sie nicht genehmigt werden. 

Bodenrechtsaktivisten klären die Be-
völkerung nun über die „Freiwilligen Leitli-
nien zur verantwortungsvollen Regulierung 
der Land-, Fischbestands- und Waldnut-
zung (VGGT)“ der UN auf. Sie wurden 2012 
vom Komitee für Ernährungssicherheit 
der FAO beschlossen. Auf ihnen basiert die 
neue Bodenrechtspolitik in Sierra Leone. 
Sie betonen die Rechte von Kleinbauern – 
und zwar besonders, wenn ihr Grundbesitz 
traditionell besteht, aber nicht formal doku-
mentiert ist. 

Die aktuellen Spannungen werden 
abebben, wenn die politischen Entschei-
dungsträger den Willen zeigen, die neuen 
Regeln auch durchzusetzen. Umfangreiche 
Bodendeals sollten nun ausgesetzt und ihre 
Abwicklung zumindest gebremst werden. 
Zu viele Dorfbewohner haben bereits ihre 
Äcker verloren. Keinesfalls darf die Regie-
rung Landrechtsaktivisten weiterhin verfol-
gen und kriminalisieren. 

Elijah Grega

ist Journalist bei Culture 

Radio in Free Town. 

shltafrica@aol.com

Traditionelle Kleinbauern haben Angst, ihr Land zu verlieren.

Sierra Leone

 Freetown

Fo
to

: M
at

th
ia

s 
G

ra
be

n/
Li

ne
ai

r

https://www.dandc.eu/de/contributors/Elijah-Grega
https://www.dandc.eu/de/contributors/Elijah-Grega


E+Z  e-Paper  Juli 2017� 24

Landbesitz

Kommerzialisierung zerstört 
Gemeinschaftsregeln

Im Süden des Tschads gibt es zunehmend 
erbitterte Konflikte um Land, die oft 
gewaltsam ausgetragen werden. Sie zer-
stören lange gewachsene gemeinschaft-
liche Strukturen und die Lebensgrundlagen 
vieler Bauern.

Von Djeralar Miankeol

Ein ganzes Bündel von – oft ungeschrie-
benen – Regeln und Gesetzen bestimmt 
seit jeher Besitz und Nutzung von Land und 
anderen Ressourcen. Sie legen zum Beispiel 
Fragen des Zugangs, der Verwaltung und 
der Weitergabe fest, sowohl für Individuen 
als auch für Gruppen. Die Regeln sind in 
den Gemeinschaften, in denen sie gelten, 
bekannt und akzeptiert. Sie können von 
Region zu Region sehr unterschiedlich sein 
und gehen Hand in Hand mit gemeinsamen 
Rechtsgrundsätzen, die in größerem Rah-

men gelten und als eine Art Gewohnheits-
recht anerkannt sind.

Diese Strukturen haben jahrzehnte-
lang gut funktioniert. Es fiel genug Regen 
für die im Süden des Tschads praktizierte 
extensive Landwirtschaft mit bestimmten, 
angepassten Feldfrüchten, die Regenfälle 
waren vorhersehbar und Dürren selten. Die 
Erträge waren zwar nicht hoch, aber unter 
den Bedingungen einer geringen Moneta-
risierung der Wirtschaft, starker Solidarität 
und Familienbande ausreichend. Die Be-
völkerungsdichte war nicht sehr hoch, das 
Land reichte für alle, und die Menschen 
konnten die Fruchtbarkeit der Felder erhal-
ten, indem sie sie lange brach liegen ließen.

Doch nun steht das ganze System mit 
seinem komplexen Kontroll- und Regulati-
onsmechanismus auf der Kippe. Der Grund 
sind zunehmende Konflikte der unter-
schiedlichen Landnutzer, die oft widerstrei-

tende Interessen verfolgen. Land ist knapp 
geworden, und Viehzüchter beanspruchen 
immer mehr Flächen, die eigentlich Busch-
land oder Brachen bleiben müssten. We-
gen des starken Bevölkerungswachstums 
werden auch immer mehr Flächen für den 
Ackerbau benötigt. Hinzu kommt der Kli-
mawandel, durch den sich die Sahel-Sahara-
Zone, die für den Regenfeldanbau schlecht 
geeignet ist, stark ausgeweitet hat. Zudem 
hat sich die Bodenqualität verschlechtert 
und der Bewuchs abgenommen.

Heute sind die wandernden Viehzüch-
ter aus dem Norden des Landes gezwungen, 
früher in den Süden zu ziehen und länger 
zu bleiben. Viele werden dort sesshaft, und 
das Zusammenleben von Ackerbauern und 
Viehzüchtern wird immer schwieriger (sie-
he auch E+Z/D+C e-Paper 2015/07, S. 24 ).

Die Kommerzialisierung des Bodens 
zerstört die traditionellen Gemeinschafts-
regeln zur kollektiven Verwaltung und Re-
gulierung zugunsten individuellen Besitzes. 
Ackerland von Dörfern, die in der Nähe gro-
ßer Städte liegen, kann von heute auf mor-
gen enteignet werden, einfach indem die 
Stadtgrenzen verschoben werden. Die Bau-
ern haben das Nachsehen, denn sie haben 
kaum Möglichkeiten, ihren Besitzanspruch 
geltend zu machen. 

Auch die Erdölförderung spielt eine 
nicht unerhebliche Rolle. In den betrof-
fenen Gegenden hat die Errichtung der För-
deranlagen die Anbauflächen mancher Dör-
fer drastisch reduziert.

Zugleich haben sich die Anbaumetho-
den nicht weiterentwickelt. Die Landwirt-
schaft ist nach wie vor extensiv und braucht 
viel Platz. Der Ertrag des Bodens ist zurück-
gegangen, und viele Familien sind gezwun-
gen, einen Teil der Lebensmittel zu verkau-
fen, die sie für den Eigenbedarf anbauen. So 
nimmt Nahrungsmangel zu.

Das System hat seine Grenzen er-
reicht. Der Ressourcenverbrauch durch 
Ackerbauern und Viehzüchter übersteigt 
bei weitem die natürlichen Regenerations-
möglichkeiten. Anbaumethoden und Tier-
haltung müssen unbedingt weniger Platz 
verbrauchen und ertragreicher werden. 
Bauern müssen ihre Produktionsmetho-
den hin zu intensiver Landwirtschaft ent-
wickeln und nicht schlicht auf den Erhalt 
der Fruchtbarkeit durch Brachflächen set-
zen. Viehzüchter müssen auch angebautes 

Die Landwirtschaft im Tschad muss modernisiert werden. 
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Futter verwenden und die Größe ihres 
Viehbestandes an die Ressourcenknapp-
heit anpassen.

DJERALAR MIANKEOL

ist Agraringenieur, Menschen-

rechtsaktivist und Leiter des 

Vereins Ngaoubourandi 

(Regenbogen), der sich im 

Tschad gegen Landgrabbing und für Entwick-

lung einsetzt. Der Verein wird in seiner Arbeit 

von Behörden und Sicherheitskräften behindert 

und ist Drohungen ausgesetzt. 

djeralar@peaceresources.net

Mafi öse Netzwerke

In vielen Entwicklungsländern 
fi ndet Landgrabbing in groß-
em Umfang statt, entweder 
für den Bergbau oder für land-
wirtschaftliche Nutzung. Für 
die betroff enen dörfl ichen Ge-
meinschaften hat der Verlust 
des Landes verheerende Aus-
wirkungen. Das Bewusstsein 
für die Problematik wächst je-
doch, und es gibt immer mehr 
Instrumente und Richtlinien, 
um die negativen Folgen in den 
Griff  zu bekommen. 

Dabei wird das Land-
grabbing durch lokale Eliten 
kaum beachtet, obwohl es ge-
nauso gravierende und weit-
reichende Auswirkungen hat 
wie die Landnahme durch in-
ternationale Unternehmen. Im 
Tschad – wie im Großteil der 
Länder südlich der Sahelzone – 
investieren Politiker, Soldaten, 
Beamte und Geschäftsleute in 
großem Stil in die extensive 
Tierhaltung und eignen sich 
dafür Land der Bauern an. In 
Dörfern am Rande großer Städ-

te tun sie das zudem zum Zweck 
der Spekulation. In diversen 
Ländern sind mafi öse Netz-
werke aus lokalen In vestoren, 
Verwaltung, Justiz und Sicher-
heitskräften entstanden.

Die Methoden, mit denen 
sie Armen Land wegnehmen, 
sind klug und vielfach perfi de: 
Sie schüchtern Menschen ein, 
nutzen deren Unwissen und 
Angst aus, missbrauchen ihre 
Macht und wenden Gewalt an. 
Familien, Gemeinschaften und 
ganze Regionen rutschen in 
noch tiefere Armut ab, indem 
sie mit den Anbaufl ächen auch 
ihre Lebensgrundlage verlie-
ren. Junge Menschen wandern 
in die Städte ab, wo sie sich als 
Tagelöhner durchschlagen, 
versuchen ihr Glück als Gold-
schürfer oder migrieren in 
Nachbarländer oder nach Eu-
ropa.

Im Rahmen der EU-Maß-
nahmen zur Eindämmung der 
Fluchtbewegungen und des 
Kampfes gegen den Terror er-

halten die Länder der Sahel-
zone deutlich mehr Entwick-
lungsgelder als vorher. Die 
deutsche Entwicklungshilfe 
(offi  cial development aid – 
ODA) unterstützt zum Beispiel 
Mali in besonderem Maße und 
hat auch den Tschad wieder 
auf ihrer Liste, nachdem die 
bilaterale Zusammenarbeit 

Ende 2012 aufgrund schlech-
ter Regierungsführung und 
Korruption ausgelaufen war. 
Solange Angehörige der staat-
lichen Institutionen, die Land-
besitz regeln, selbst Nutzer und 
Spekulanten sind, und solange 
Strafl osigkeit vorherrscht, wird 
Landgrabbing jedoch eher zu- 
als abnehmen.

Die Landwirtschaft im Tschad muss modernisiert werden. 
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Theater macht Konflikte spürbar

In dem kleinen Guinea-Bissau leben mehr 
als 20 ethnische Gruppen mit jeweils eige-
nen politischen und sozialen Regeln, Ritu-
alen und Sprachen. Das Zusammenleben ist 
meistens friedlich. Wenn es Konflikte gibt, 
drehen sie sich häufig um den Zugang zu 
Land. Eine Möglichkeit, sie friedlich zu bear-
beiten, liegt im Theaterspiel.

Von Armando Mussa Sani  
und Jasmina Barckhausen

Viele Konflikte drehen sich um die Nutzung 
von Land für Weideflächen für Rinder und 
Ackerland für Reisanbau oder Cashewplan-
tagen. Die Verbreitung von Cashewbäumen 
an der westafrikanischen Küste ist eine 
Hinterlassenschaft der portugiesischen Ko-
lonialzeit, ebenso wie die Zwangsumsied-
lungen im Sinne einer Politik von „teile und 
herrsche“. Die Vermischung der ethnischen 
Siedlungsgebiete in Guinea-Bissau ermög-
lichte jedoch auch einen gemeinsamen 
11-jährigen Befreiungskampf, der eine 
Schlüsselrolle beim Zusammenbruch des 
portugiesischen Kolonialimperiums spielte.

An der Spitze des neuen Staats standen 
Männer, die sich auf Schlachtfeldern bewie-
sen hatten. Auf das Regieren waren sie nicht 
vorbereitet. Noch heute, 43 Jahre nach Errei-
chen der Unabhängigkeit, wird kontrovers 
über deren Vor- und Nachteile diskutiert. 
Der Anstieg sozialer Ungleichheit zwischen 
Land- und Stadtbevölkerung führte zu einer 
Kultur des Hasses und der Vergeltung, in der 
das Recht immer auf der Seite des Stärkeren 
ist. Der Frieden basiert somit häufig darauf, 
dass der Schwächere nachgibt.

Freiheit ist kein Begriff, der ein er-
reichtes Ziel markiert, sondern einen Pro-
zess. In diesem Sinne war die Befreiung 
des Volkes von Guinea-Bissau lediglich ein 
erster wichtiger Schritt auf dem Weg zur 
Autonomie. Das koloniale Erbe hat sich 
mit dem Abzug der Kolonialherren nicht 
verflüchtigt, und die Bevölkerung muss ein 
kollektives Bewusstsein herausbilden, um 
den Weg der Entwicklung selbstbestimmt 
zu beschreiten.

Zu den wichtigsten Problemen der 
Gegenwart gehören neben Landkonflikten 

auch Korruption, die Spannung zwischen 
religiöser Modernisierung und Tradition so-
wie eine politische Machtkrise. Um ihnen zu 
begegnen, hat die Nichtregierungsorganisa-
tion (NGO) GTO-Bissau in Zusammenarbeit 
mit dem deutschen Verein Weltfriedens-
dienst das Friedensforum ins Leben geru-
fen. Dieses Netzwerk aus 300 Aktivisten, die 
in 11 regionalen Gruppen zusammenarbei-
ten, spannt sich über das gesamte Land.

Die zweijährige Ausbildung der Ak-
tivisten begann mit einer gemeinsamen 
Analyse der Alltagskultur, machte mit prak-
tischer Konflikttransformation vertraut und 
schloss mit einer Praxisreflexion ab. Das 
Netzwerk bildet die ethnische Diversität ab 
und verdeutlicht die Möglichkeit konstruk-
tiver Zusammenarbeit.

Die Friedensaktivisten wenden unter 
anderem die Forumtheatermethode an, bei 
der ein realer Konflikt aus dem Leben der 
Zuschauer dargestellt und am kritischsten 
Punkt angehalten wird. Das Publikum wird 
in die Lösungsfindung einbezogen und er-
muntert, direkt auf der Bühne in die Hand-
lung einzugreifen.

In der Praxisphase ihrer Ausbildung 
bearbeiteten die 11 Gruppen insgesamt 54 
kommunale Konflikte, von denen allein 20 
mit dem Verfügungsrecht über Ackerland 
und Cashewplantagen verbunden sind. Wei-
tere Konflikte betreffen das Zusammenle-
ben zwischen Religionen, Macht- und Füh-
rungskämpfe in NGOs und Streitigkeiten 
um die Verwaltung öffentlicher Güter. 

Neben theaterpädagogischen Ansät-
zen setzen die Friedensaktivisten auf of-
fenen Dialog, um Lösungen zu finden, die 
kulturell anschlussfähig sind und das Ver-
trauen in die beschädigten Beziehungen 
wiederherstellen. Das wird von den betrof-
fenen Gemeinschaften besonders gewür-
digt, und so sind auch traditionelle und 
staatliche Autoritäten zur Mitarbeit bereit. 

LAND ALS GEMEINSCHAFTSGUT

Die Arbeit der 11 Friedensgruppen verdeut-
licht die Fähigkeiten der Gemeinschaf-
ten, ihre eigenen Konflikte zu lösen (siehe 
Kasten, S. 27). Aber sie verweist auch auf 

die Verantwortung des Staates, die verschie-
denen Formen der Aneignung von Land und 
landwirtschaftlicher Nutzung anzuspre-
chen.  Eine nachhaltige Lösung der Kon-
flikte um Landbesitz ist an die Anwendung 
des Landgesetzes gebunden. Nach seiner 
Vorlage 1998 vergingen zehn Jahre bis zur 
Verabschiedung der allgemeinen Verord-
nung. Deren Implementierung steht bis heu-
te aus. 

Das Gesetz betrachtet das Land als 
Eigentum des Staates und gemeinschaft-
liches Erbe, sieht aber auch die exklusive 
Nutzung landwirtschaftlicher Flächen durch 
Einzelne und Gemeinschaften sowie Rück-
sicht auf ethnisch-kulturelle Realitäten vor. 

Die Friedensgruppen erleben vor Ort 
jedoch etwas ganz anderes. In Konflikten, 
etwa im Zusammenhang mit dem Abbau 
von Rohstoffen, missachtet der Staat selbst 
die Vorgaben zur Achtung ethnisch-kultu-
reller Bedingungen. Es sind die Friedens-
gruppen, die eine Annäherung zwischen 
den Dorfgemeinschaften und staatlichen 
Vertretern ermöglichen und die Suche nach 
außergerichtlichen Lösungen vorantreiben.

Die Friedensgruppen wollen nun mit 
ihren Theaterstücken in die Hauptstadt 
kommen, um den Entscheidungsträgern 
und Geberorganisationen die Probleme der 
Landbevölkerung näherzubringen und sie 
von der Notwendigkeit der Anwendung des 
Landgesetzes zu überzeugen.
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Das Erbe der Großeltern

Die portugiesische Koloni-
alverwaltung hat die Dörfer 
Sintchã und Uok an der Straße 
von der Hauptstadt Bissau in 
die westlich davon gelegene 
Region Biombo geschaff en. 
In Sintchã wurden Familien 
verschiedener Ethnien ange-
siedelt, während in Uok nur 
Balante leben. Obwohl sich das 
Zusammenleben in den neuen 
Siedlungen trotz räumlicher 
Enge friedlich gestaltete, zog 
die Dorfgemeinschaft von Uok 
nach der Unabhängigkeit vor, 
in ihr altes Siedlungsgebiet zu-
rückzukehren. 

Als der kommerzielle 
Wert von Cashewkernen stieg, 
erinnerten sich die Nach-
kommen von Uok an die auf-
gegebenen Plantagen der 
Großeltern und forderten ihre 
Erbschaft ein. Doch die Bevöl-
kerung von Sintchã war inzwi-
schen gewachsen und hatte 
das Land in Besitz genommen. 
Es kam zu einem gewaltsamen 
Streit. 

Friedensaktivisten aus 
der Region Biombo, die in 
 Mediation ausgebildet wurden 
(siehe Haupttext), wählten die-
sen Konfl ikt aus, um Praxiser-
fahrung zu sammeln. Die Grup-
pe organisierte Anhörungen 
von Meinungsführern beider 
Dörfer. Sie gewann das Vertrau-
en eines Mitglieds der Dorfge-
meinschaft von Uok, das die 
Gruppe jetzt zu Hilfe ruft, so-
bald die Situation zu eskalieren 
droht. Auf diese Weise konnte 
schon zweimal ein Angriff  auf 
Sintchã verhindert werden.

Die Bevölkerung von Uok 
glaubt nicht an die Neutralität 
der staatlichen Verwaltung, da 
der Verwaltungsleiter der eth-
nischen Mehrheit in der Regi-

on, den Pepel, angehört. Da die-
sem das wohl bewusst ist, bat 
auch er um Unterstützung der 
Friedensgruppe im laufenden 
Mediationsprozess. Es fand 
bereits ein Freundschaftsspiel 
zwischen den Dorfgemein-
schaften auf neutralem Boden 
statt, ohne dass es zu Aus-
schreitungen kam. So nähert 
sich die Gruppe schrittweise ih-
rem Ziel an, eine einverständ-
liche Aufteilung des strittigen 
Terrains zu erreichen.

Ein Konfl ikt zwischen 
drei Dörfern in der Region 
Tómbali im Süden des Lan-
des dreht sich um wiederholte 
Verwüstungen der Reisfelder 
altansässiger Nalus durch die 
Rinder zugewanderter Balante. 
Die Feindseligkeiten verschärf-
ten sich von Jahr zu Jahr; 
insbesondere zu Beginn der 
Regenzeiten kam es zu gewalt-
tätigen Auseinandersetzungen, 
bis sich die Friedensgruppe der 
Region Tómbali dieses Kon-
fl iktes annahm.

Mehrere getrennte Tref-
fen mit Bauern, Viehzüchtern 
und traditionellen Autoritäten 
führten schließlich zur Unter-
zeichnung einer Übereinkunft, 
die die Viehzüchter zu Vor-
sichtsmaßnahmen verpfl ich-
tet. Gemeinsam wurden die 
Ackergrenzen geschützt und 
Gehege gebaut. Heute ist das 
Zusammenleben in diesen Dör-
fern wieder harmonisch, und 
der aufrichtige Dialog setzt sich 
mit Unterstützung der Frie-
densgruppe fort.

Jahrelang stritten die 
beiden Dörfer Aidará, wo alt-
ansässige Beafadas leben, und 
Mui, wo zugewanderte Balante 
leben, im sehr wenig erschlos-
senen Süden des Landes in der 

Region Quinara erbittert um 
ein Reisfeld. Hass und Miss-
trauen breiteten sich aus. Eth-
nische Allianzen drohten die 
Dörfer der Umgebung in den 
Konfl ikt hineinzuziehen, und 
der Abgeordnete des Wahl-
kreises versuchte, den Streit 
parteipolitisch zu nutzen, an-
statt sich für eine Lösung ein-
zusetzen.

Gemeinsam mit traditio-
nellen und staatlichen Autori-
täten begann die Friedensgrup-
pe der Region Quinara mit den 
Anhörungen. Der Durchbruch 
gelang ihr mit der Auff ührung 
des Forumtheaterstücks, das 
sie während ihrer Ausbildung 
eingeübt hatte und dem genau 
dieser Konfl ikt zugrunde lag. 
Das Wiedererkennen der eige-

nen Probleme auf der Bühne 
 löste bei den Zuschauern bei-
der Konfl iktparteien starke 
Emotionen aus. Nachdem 
die Tränen getrocknet waren, 
machten sie sich im Dialog mit-
einander daran, eine Lösung zu 
fi nden. 

Die Ergebnisse sind be-
eindruckend. Das Einigungs-
protokoll regelt die Nutzungs-
rechte für das Reisfeld, die 
beide Dorfgemeinschaften be-
rücksichtigen. Außerdem legt 
es fest, wer sicherstellt, dass 
die Regeln eingehalten werden. 
Die nachbarschaftlichen Be-
ziehungen haben sich deutlich 
verbessert. Die Kinder von Mui 
gehen jetzt in Aidará zur Schu-
le, und Frauen aus Aidará ver-
kaufen Fisch und Seife in Mui.

Forumtheaterstück zum Konfl ikt zwischen Sintchã und uok, aufgeführt 

von der Friedensgruppe Biombo.
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Kein Land in Sicht

Trotz der Unabhängigkeit seit 1990 ist Land-
besitz in Namibia noch immer nicht gerecht 
verteilt und die kolonialen Strukturen wirken 
nach. Die ehemalige Befreiungsbewegung 
South West African People’s Organization 
(SWAPO) ist an der Regierungsmacht und 
steht unter Druck, die Landfrage zu lösen. 
Der Prozess zeigt die Grenzen nachkoloni-
aler Umgestaltung ebenso auf wie die 
Schwierigkeit, angesichts der komplexen 
Situation eine halbwegs zufriedenstellende 
Lösung zu finden.

Von Henning Melber

Mit der Unabhängigkeit verband die ehe-
mals kolonisierte Bevölkerung die Erwar-
tung, dass sich ihre Lebensbedingungen 
merklich verbessern und gesellschaftspo-

litische sowie sozialökonomische Verände-
rung stattfinden. Die Landfrage war dabei 
ein prominenter Aspekt, der die Notwen-
digkeit zur Umverteilung des Wohlstandes 
unterstrich. 

Mit dem Prozess der Dekolonisierung 
vollzog sich aber nur ein Machttransfer 
von begrenzter Souveränität. Dieser ließ 
keine uneingeschränkte Verfügungsgewalt 
über die Veränderung der Wirtschafts-
strukturen zu. Die Respektierung festge-
legter Verfassungsprinzipien war eine Vor-
bedingung für den unabhängigen Staat. 
Das damit geschaffene Recht entsprach 
keineswegs dem Rechtsbewusstsein der 
Bevölkerungsmehrheit. Es verankerte viel-
mehr den Schutz des bestehenden Privat-
eigentums. Dieses war aber oft Ergebnis 
kolonialen Unrechts, und die Eigentümer 

hatten es durch Landnahme und Enteig-
nung erworben. Viele Menschen empfan-
den Rechtssicherheit deshalb als Sicher-
heit des Rechts von Minderheiten, deren 
Privilegien weitgehend erhalten blieben. 
Landeigentümer hatten Anspruch auf den 
Schutz ihres Grunds und Bodens, wobei 
die moralische und ethische Grundfrage 
irrelevant blieb, wann und unter welchen 
Umständen Besitztitel erworben wurden. 

Territoriale Neuordnungen

Komplizierter macht es noch die Tatsache, 
dass die Verfügungsgewalt über Land im 
Laufe der Geschichte keinesfalls unwider-
ruflich festgeschrieben war. Im südlichen 
Afrika fanden wie anderswo auch intensive 
Migrationsprozesse und damit verbunden 
gewaltsame Landbesetzungen schon vor 
der europäischen Kolonialzeit statt, und 
die Territorien wurden mehrfach neu ver-
teilt. Alle Bevölkerungsgruppen außer den 
Buschleuten sind in das heutige Staatsge-
biet Namibias irgendwann eingewandert 
und haben sich dort meist nicht ganz fried-
lich niedergelassen. Der Aphorismus, dass 
Hochverrat eine Frage des Datums sei, gilt 
auch hinsichtlich der Frage, wer ab wann 
legitime Rechte auf „angestammtes“ Land 
hat. 

Damit soll keinesfalls den Nachfah-
ren der europäischen Kolonialisten ein 
Hintertürchen geöffnet werden, durch das 
sie bequem hinausschlüpfen können. Es 
ist nicht hinfällig, dass sie sich mit der ko-
lonialen Unterwerfung und ihren Folgen 
auseinandersetzen. Dass Deutschland 2015 
schließlich die Massaker deutscher Trup-
pen an den Herero und Nama zwischen 
1904 und 1908 als Völkermord anerkannt 
hat, mussten sich die Nachfahren der be-
troffenen Volksgruppen hart erkämpfen. 

Dennoch bleibt die Suche nach dau-
erhaften Lösungen in der Landfrage eine 
komplexe und schwierige Aufgabe. Mit 
dem Problem, wie sich eine Landumvertei-
lung am geeignetsten und gerechtesten in-
itiieren ließe, sah sich schon 1991 die erste 
und bislang einzige nationale Landkonfe-
renz Namibias konfrontiert. Sie beschloss, 

Als Folge der Kolonialzeit sind die meisten kommerziellen Farmer in Namibia noch immer weiß. 

Eine Landumverteilung an benachteiligte Bevölkerungsgruppen funktionierte bislang nicht wirklich.
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dass eine vollständige Restitution von 
Land angesichts der historischen Komple-
xitäten unmöglich sei. 

Landreform mit Widersprüchen

Restriktive klimatische Bedingungen zei-
gen die engen Grenzen einer ökonomisch 
sinnvollen Landreform auf. Zwei Drittel 
der 824 000 Quadratkilometer Landes-
fläche gelten als semi-arid, ein Viertel als 
arid. Etwa 44 Prozent der Landesfläche 
Namibias ist privater Landbesitz mit ein-
gezäuntem Farmland. 60 Prozent dieses 
kommerziellen Farmlandes (das weit-
gehend für Viehhaltung mit extensiver 
Weidewirtschaft genutzt wird) hat eine 
jährliche durchschnittliche Niederschlags-
menge von unter 300 Millimetern. Dessen 
– zum Teil auch ausländischen – knapp 
5000 Eigner sind zumeist noch immer 
weiß und oftmals deutschsprachig. 

Nur etwa acht Prozent Namibias eig-
nen sich mit einem durchschnittlichen 
jährlichen Niederschlag ab 500 Millime-
tern für Landwirtschaft ohne Bewässe-
rung. Sie liegen überwiegend in den 43 
Prozent der kommunalen Landgebiete 
in Gemeinschaftseigentum. Doch diese 
werden zunehmend durch Einzäunung 
der kollektiven Nutzung entzogen und 
de facto privatisiert – ein klarer Verstoß 
gegen die von der Landkonferenz 1991 ge-
fassten Beschlüsse. Die widerrechtliche 
Aneignung wurde bislang von den Behör-
den weitgehend toleriert – wohl auch weil 
ein erheblicher Teil der Schuldigen zum 
Staatsapparat oder der Parteiführung ge-
hört. Falls die Regierung und die lokalen 
traditionellen Autoritäten dies weiterhin 
dulden oder sogar betreiben, wird sich die 
Lage der ländlichen Bevölkerung insge-
samt verschlechtern und die Landflucht 
voranschreiten. 

Bislang nahm die Landreform einen 
zögerlichen und schleppenden Verlauf. 
Die Regierung verschwendete viel Zeit auf 
rechtlich-administrative Debatten. Eine 
klare politische Strategie für den Trans-
fer von Land und die Ansiedlung von 
Menschen mit dauerhafter Aussicht auf 
eine Existenzsicherung fehlt. Als Umver-
teilungsmaßnahme wurde das „Willing 
seller – willing buyer“-Prinzip angewen-
det, nach dem die Regierung Farmen mit 

Vorzugsrecht zum Marktwert erwerben 
kann. Auf den Farmen sollten Bewerber 
aus den historisch benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen angesiedelt werden. Dies 
hat jedoch seither kaum zu Resultaten ge-
führt. Demgegenüber wurden Angehöri-
ge der neuen politischen Elite beim Kauf 
privilegiert, was bereits Mitte der 1990er 
Jahre Beobachter sarkastisch damit kom-
mentierten, dass die Landreform bereits 
vollzogen sei, da die meisten Kabinetts-
mitglieder inzwischen ihre Privatfarmen 
hätten.

Sehr langsam vollzog sich hingegen 
der Ankauf von Land zur Ansiedlung von 
Landlosen. Bis Mitte der 1990er Jahre hat-
ten die Behörden erst etwa 100 000 Hektar 
erworben und bis 2000 insgesamt 54 Far-
men mit einer Gesamtfläche von 341 000 
Hektar aufgekauft. Ernüchternd waren 
auch die bisherigen Ergebnisse der Um-
siedlungsprojekte. Die meisten Neuansied-
ler blieben auf die Versorgung mit Nah-
rungsmitteln angewiesen, erhielten keine 
adäquate Hilfestellung beim Versuch, sich 
selbst zu versorgen, und konnten das Mi-
nimalziel einer gesicherten Existenz nicht 
erreichen. In vielen Fällen sind die Umge-
siedelten von staatlicher Hilfe abhängig, 
und die Infrastruktur auf den Ländereien 
verfiel. Aufschlussreich ist auch, dass we-
der die vom Kabinett 1998 verabschiedete 
offizielle Strategie zur Armutsreduzierung 
noch das National Poverty Reduction Ac-
tion Programme für 2001 bis 2005 eine 
Landreform erwähnt. 

Politik mit Land

Sehr viel wird davon abhängen, wie die 
krassen gesellschaftlichen Ungleichheiten 
einer neuen, nachkolonialen Klassenge-
sellschaft mit einer schwarzen Elite am 
staatlichen Steuer reduziert werden. Die 
Annahme, dass eine Landreform dies be-
werkstelligen könnte, ist illusorisch. Den-
noch lässt sich eine solche weitverbreitete 
Wahrnehmung nicht wirklich entkräften, 
solange die ungleiche Landverteilung an 
das koloniale Erbe erinnert. Doch würden 
deutliche Erfolge in der Armutsreduzie-
rung sowohl die symbolische Bedeutung 
der Landfrage relativieren als auch die 
Frustration über ausbleibende Verände-
rungen mindern.

SWAPO erklärte 2012 die Landfrage 
zur Priorität. Seither wurde der öffentliche 
Diskurs von wechselseitiger Schuldzu-
weisung geprägt. Namibias Politiker be-
zichtigen die kommerziellen Farmer der 
Sabotage, da sie ihr Land nicht zu akzep-
tablen Preisen verkaufen wollen. Derweil 
legt deren Interessenverband Statistiken 
vor, denen zufolge die Landumverteilung 
durchaus den von der Regierung gesteck-
ten Zielen entsprechen würde. Solche 
Zahlenspielereien sind allerdings kein 
probates Mittel gegenüber einem zutiefst 
emotionalen Thema, das mit Identität und 
Ohnmachtsgefühlen verbunden ist. 

Auch die Regierung muss dies zuneh-
mend spüren. Eine ursprünglich für 2016 
angesetzte zweite nationale Landkonfe-
renz wurde verschoben und soll in diesem 
Jahr stattfinden. Sie wird vermutlich alles 
andere als harmonisch verlaufen und die 
Interessenunterschiede deutlich zutage 
treten lassen.

Aber auch die laufenden bilateralen 
Verhandlungen zwischen Deutschland 
und Namibia dokumentieren Unterschiede 
in der Landfrage. Bislang weigert sich die 
Bundesregierung, den Umverteilungspro-
zess von Land als eine zentrale Kompensa-
tionsleistung anzuerkennen und zu finan-
zieren. Unstrittig bei der Frage nach den 
Folgen der deutschen Kolonialherschaft 
ist aber, dass die heutige Landverteilung 
wesentlich auf diese Periode zurückgeht. 
Konfrontiert mit dem wachsenden Unmut 
in Teilen der Bevölkerung, hat die nami-
bische Regierung bereits die Bereitschaft 
zu einer schärferen Gangart signalisiert. 
Dabei sollen auch Teile der Verfassung und 
die Freiwilligkeit des Landtransfers einer 
genaueren Prüfung unterzogen werden. 
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Rechtssicherheit schaffen

Die Bedeutung von Landrechtssicherheit 
für die Armutsminderung kann nicht über-
schätzt werden, wie das Beispiel Kambo
dscha zeigt. Aber die Voraussetzungen 
müssen stimmen.

Von Frank Bliss und Karin Gaesing

In den ärmsten Ländern der Erde sowie 
vielen Staaten mit unterem mittlerem Ein-
kommen spielen die Landwirtschaft und 
der Zugang zu Land eine wichtige Rolle. 
Auch wenn ihr Anteil am Bruttoinlands-

produkt (BIP) tendenziell sinkt, bietet die 
Landwirtschaft vielerorts zusammen mit 
der Viehhaltung die meisten Arbeitsplät-
ze. In Kambodscha sind dies bei einem 
Anteil der Landwirtschaft am BIP von 26,7 

Prozent fast die Hälfte der Beschäftigten, 
in Kenia sind es bei einem Anteil von 32,7 
Prozent am BIP drei Viertel aller Arbeits-
kräfte und in Äthiopien sogar 85 Prozent 
(CIA, 2017).

Vor diesem Hintergrund ist der Zu-
gang vieler Menschen zu landwirtschaft-
lich nutzbaren Flächen von grundlegender 
Bedeutung für das wirtschaftliche Überle-
ben. Dem entgegen nimmt die Enteignung 
von Kleinbauern weltweit zu, sei es durch 
offenen Landraub, durch die Umwandlung 
von traditionell bewirtschafteten Flächen 

in Staats- und danach in Privatland oder 
mittels anderer, oft fragwürdiger recht-
licher Konstruktionen. Papua-Neuguinea 
mit geschätzt 3,8 Millionen Hektar, In-
donesien, Südsudan, DR Kongo und Mo-

sambik mit immer noch zirka 2,2 Millio-
nen Hektar halten derzeit den Weltrekord 
in der Flächenumwandlung (Landmatrix, 
2017), die fast immer mit Enteignungen 
der ursprünglichen Nutzer verbunden ist 
und damit nichts anderes als „Land grab-
bing“ darstellt (Brot für die Welt, 2016).

In Äthiopien ist der Ausverkauf an 
Land in den letzten Jahren zu einem Streit-
thema geworden, das sogar in den staat-
lich kontrollierten Medien behandelt wird. 
Es geht in der Hauptsache darum, ob die 
Landverkäufe von der Zentralregierung 
oder den regionalen Behörden getätigt und 
kontrolliert werden. Trotz des offiziellen 
„Einfrierens“ von Landverkäufen an Aus-
länder haben auch in jüngster Vergangen-
heit fast eine Million Hektar ihren Besitzer 
gewechselt. 

In Kambodscha, wo die Entwicklung 
bereits vor mehr als 15 Jahren begann, ist 
die Umwandlung seit etwa zwei Jahren 
bei derzeit 712 000 Hektar zum Stillstand 
gekommen. Hier zieht der Staat sogar Kon-
zessionen, die er an in- und ausländische 
Investoren vergeben hat, wieder zurück, 
wenn das Land innerhalb eines bestimm-
ten Zeitraumes nicht genutzt wird. Oft 
sind dann allerdings die wertvollen Bäume 
bereits verschwunden, oder illegaler Raub-
bau findet auch auf diesen Flächen weiter-
hin statt. 

In Kambodscha drohte sich der Aus-
verkauf an Land – zuerst an Militärs und 
Gefolgschaft der Staatsführung, später 
auch an Investoren aus dem In- und Aus-
land und vor allem an chinesische Fir-
men – zu einem politischen Streitthema 
zu entwickeln. Zusammen mit Kritik an 
schlechter Regierungsführung und zuneh-
menden sozialen Disparitäten begann die 
Landfrage sogar Wahlen zu beeinflussen 
und am langjährigen Monopol der Cambo-
dian People’s Party zu rütteln, die bei den 
Parlamentswahlen 2013 nur noch knapp 
gewinnen konnte. Dies hat zumindest zu 
einem partiellen Umdenken geführt, was 
den willkürlichen Landraub und die nahe-
zu auflagenlose Vergabe von Landkonzes-
sionen betrifft. 

Rechtssicherheit über ihr Land ist entscheidend für die Existenzsicherung von Kleinbauern: 

Schälen von Maniok. 
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Zwei Programme, die bereits vor 
mehr als zehn Jahren konzeptionell ein-
geleitet worden waren, aber mehr oder we-
niger verschleppt oder nicht konsequent 
umgesetzt wurden, bekamen ebenfalls 
eine zunehmende Bedeutung: die Eintra-
gung kommunaler Landtitel für Dörfer mit 
indigener Bevölkerung und die Vergabe 
sogenannter „sozialer Landkonzessionen“. 

Kommunale Landtitel 

Das erste Programm findet vor allem im 
Norden und Nordosten des Landes statt. 
In der Provinz Ratanakiri stehen einige 
hundert Indigenen-Dörfer auf der Anwär-
terliste. Der Prozess dauert in der Regel 
einige Jahre und erfordert ein komplexes 
Verfahren, das vor allem durch die Betei-
ligung von mindestens vier Ministerien 
sowie durch die erstmals zu erfolgende 
einvernehmliche Festlegung der Grenzen 
eines Dorfes zu seinen Nachbardörfern er-
heblich aufgehalten werden kann. Ist die 
Grenzfestlegung aber einmal im Konsens 

erfolgt, erhalten die Dörfer relativ bald 
einen Vorabtitel, der das Eindringen Drit-
ter und damit auch die Enteignung von 
Land für agroindustrielle Konzessionen 
verhindert. Dies wird von den lokalen 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
die den Prozess begleiten, zumindest für 
die vergangenen drei Jahre so bestätigt. 
Allerdings vergibt am Ende das Ministry 
of Land den eigentlichen Titel, der auch 
geringere Flächen als beantragt umfassen 
kann.

Die beteiligten lokalen NGOs er-
halten zurzeit auch Unterstützung durch 
deutsche Organisationen, die teilweise 
mit Mitteln der Bundesregierung geför-
dert werden. So sind oder waren die Welt-
hungerhilfe und die Johanniter beteiligt 
(Welthungerhilfe, 2016). Während die ge-
förderten lokalen NGOs einerseits Hilfe bei 
der Landtiteleintragung leisteten, wurde 
die Dorfbevölkerung gleichzeitig in Fragen 
zur Gesundheit, zu landwirtschaftlicher 
Produktion und der Verbesserung der Er-
nährungssicherheit unterstützt. 

Bei dem Projekt wird deutlich, dass 
es einen erheblichen Zusammenhang 
zwischen der Landtitelfrage und der Ver-
besserung der Lebensbedingungen in den 
indigenen Dörfern gibt. Die langfristige 
Präsenz der lokalen NGOs zeigt der Bevöl-
kerung, dass sie im langen Prozess zwi-
schen Antragstellung und Landtitelzuwei-
sung nicht allein dasteht. 

Soziale Landkonzessionen

Bei den sozialen Landkonzessionen han-
delt es sich um ein staatliches Programm, 
das 2007–2008 in mehreren Provinzen 
Kambodschas eingeleitet wurde und land-
losen Familien kleine Einheiten von ein 
bis zweieinhalb Hektar Land kostenlos 
zur Verfügung stellen sollte. Die Bewer-
ber mussten bestimmte Kriterien erfüllen, 
wozu Landlosigkeit und nachgewiesene 
Armut zählten. Die Landzuteilungen wur-
den dann unter allen eingegangenen Be-
werbungen ausgelost. Dieses Verfahren 
wurde mit Unterstützung der Weltbank 
und von ihr beauftragten Durchführungs-
organisationen eingeleitet. 

Bei den Flächen handelte es sich fast 
immer um relativ geringwertiges Busch-
land, auf dem alle Nutzbäume bereits 
entfernt worden waren. Sie wurden grob 
planiert, und es wurden Zufahrtspisten 
gebaut, einige Brunnen wurde errichtet 
und ein Minimum an Baumaterial für 
Wohnhäuser bereitgestellt. Um jedoch die 
begehrten Landtitel definitiv zu erhalten, 
verlangten die Regeln, dass die Neubau-
ern nach einem Jahr ihr Land größtenteils 
bestellt haben mussten. Später wurde die-
se Vorschrift auf fünf Jahre erweitert. Das 
löste aber auch das Grundproblem nicht, 
dass extrem arme Menschen keine finan-
ziellen Reserven haben, um die Zeit zwi-
schen dem Zuzug über Bodenbestellung 
und der Ernte finanziell zu überbrücken. 
Deshalb konnte kaum eine Familie ihr 
Neuland tatsächlich zügig unter den Pflug 
nehmen, da sie weiterhin auf das Einkom-
men aus der Lohnarbeit angewiesen blieb. 
Entsprechend konnten sich die meisten 
Haushalte nur kurzzeitig um die neuen 
Felder kümmern.

Vor diesem Hintergrund setzte 2014 
ein deutsches Programm ein, das darauf ab-
zielt, die Ansiedlung der Bauern nachhaltig Fo
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Diese kambodschanischen Neubauern erhielten eine Urkunde für die provisorische Landzuteilung.
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zu unterstützen, und ihnen hilft, die Zeit 
bis zur Erreichung einer eigenständigen 
landwirtschaftlichen Produktion zu über-
brücken. Das „Improvement of Livelihoods 
and Food Security Project“ (ILF) bietet den 
Bauern ein breites Spektrum: Es erlaubt den 
Familien, ihr neues Land zu bestellen und 
gleichzeitig vor Ort den Lebensunterhalt 
durch gemeinnützige Arbeiten zu verdie-
nen, ohne dauernd zwischen alter und neu-
er Wohnstätte pendeln zu müssen. 

Geräte wie Kleintraktoren, einfache 
Bewässerungseinrichtungen (Handpum-
pen und Schläuche beziehungsweise 
Rohrleitungen), Saatgut oder Setzlinge 
für Bäume, Zuckerrohr oder essbare Blät-
ter liefernde Akazien sowie der Moringa-
Baum sollen dabei für schnelle und zudem 
hochwertige Erträge sorgen, die sowohl 
zum Verzehr in den Familien als auch 
für den Markt geeignet sind. Material zur 
Anlage von Fischteichen, von kleinen 
Haus-Gemüsegärten oder die Lieferung 
von Hühner- und Entenküken haben die 
gleiche Funktion, nämlich den Familien 
Nahrung zu bieten und die Grundlage für 
einen landwirtschaftlichen Erwerb zu lie-
fern. Training in Anbautechniken und 
Tierhaltung, die Beratung zur effektiveren 
Vermarktung der Produkte und zur Ernäh-
rungsverbesserung sollen dazu beitragen, 
dass alle Familien das ihnen zugeteilte 
Land tatsächlich nutzen können und da-
mit die Voraussetzungen für die endgül-
tige Eintragung ihrer Landtitel erhalten. 
Zwischenzeitlich beginnt auch der Staat, 
erste Schulen zu errichten.

Durch diese Maßnahmen nicht ge-
löst werden kann das Problem, dass die 
Qualität des zugeteilten Landes höchst 
unterschiedlich ist. Anstatt den Familien 

jeweils zwei der drei Einheiten verschie-
dener (guter und weniger guter) Qualität 
zuzuteilen, haben die einen Glück und er-
halten ein Stück sehr gutes Land, die an-
dern aber nur mittelmäßige Flächen. 

Schlussfolgerungen

Das kambodschanische Beispiel ist her-
vorragend geeignet, drei grundsätzliche 
Schlussfolgerungen zur Verbindung der 
Landfrage mit Armutsbekämpfung und 
Verbesserung der Ernährungssicherheit 
abzuleiten:

●● Die breite Absicherung von Landti-
teln für bäuerliche Nutzer ist eine grund-
legende Voraussetzung für die nachhal-
tige landwirtschaftliche Entwicklung in 
Ländern, die überkommende Landrechts-
systeme verändern wollen. Wo Unsi-
cherheit hinsichtlich der Landnutzungs-
rechte herrscht, wird einerseits von den 
„Noch-Nutzern“ nicht mehr in das Land 
investiert, andererseits ist die Folge von 
Rechtsunsicherheit immer Enteignung, 
Verdrängung und Verarmung der länd-
lichen Bevölkerung.

●● Es besteht allerdings auch im Rah-
men von Transformationsprozessen im 
Landrecht durchaus die Chance, mehr 
Menschen als bisher zu Landtiteln zu ver-
helfen, und zwar auch solchen Gruppen, 
die bisher landlos waren. Im kambod-
schanischen Fall betraf dies zwar bisher 
vorrangig nichtgenutztes Land, allerdings 
besteht derzeit auch die Chance, armen 
Familien Land aus nichtgenutzten (leider 
immer aber illegal durchforsteten) agro-
industriellen Konzessionen zuzuteilen. 
Der entwicklungspolitische Dialog könnte 
entsprechend auch in Ländern wie Äthio-
pien, Indonesien oder Kenia dazu führen, 
strenger auf die tatsächliche Nutzung von 
erteilten Großkonzessionen zu achten und 
zumindest alle nicht genutzten Konzes-
sionen wieder einzuziehen und das Land 
an Kleinbauern (zurück) zu verteilen. Die 
GIZ startet in Äthiopien derzeit ein Vor-
haben, welches die Behörden in die Lage 
versetzen soll, die Verträge und Auflagen 
mit Landkäufern im Sinne der „Voluntary 
Guidelines“ (FAO, 2012) zu handhaben.

●● Das Beispiel Kambodscha zeigt deut-
lich, dass es mit der Vergabe von Land al-
lein nicht getan ist. Die Neubauern müssen 

sofort nutzbares Land erhalten, versehen 
mit der notwendigen wirtschaftlichen und 
sozialen Infrastruktur. Zudem müssen sie 
eine finanzielle Überbrückung bekommen, 
die es ihnen ermöglicht, bis zum Verkauf 
der ersten Vollernte wirtschaftlich zu 
überleben. Da es vielen Familien auch an 
landwirtschaftlicher Erfahrung mangelt, 
ist zudem eine Aus- und Fortbildung wich-
tig, die auch so etwas wie finanzielle Kom-
petenz umfassen muss. Die Landvergabe 
muss gerecht und mit Blick auf die Nach-
haltigkeit erfolgen, das heißt, die Größe 
der Flächen und die Qualität der Böden 
muss überall so beschaffen sein, dass die 
Bauern eine dauerhafte Existenz aufbauen 
können. 
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Landtitel helfen gegen Konflikte

Landkonflikte sind in Kambodscha seit Lan-
gem ein ernstes Thema. Seit es vor einigen 
Jahren Unruhen gab, verpachtet die Regierung 
keine großen Grundstücke mehr an private 
Investoren. Die Deals aus der Zeit zuvor sor-
gen jedoch weiter für Spannungen.

Von Sun Narin

Die Roten Khmer schafften den privaten 
Grundbesitz in Kambodscha ab. Unter ihrer 
blutigen Herrschaft kamen zwischen 1975 
und 1979 etwa 1,7 Millionen Menschen ums 
Leben.

Als das Regime zusammenbrach, 
lebten die meisten Kambodschaner auf dem 
Land. Viele waren geflohen, und niemand 
wollte sich in der Hauptstadt Phnom Penh – 
der „Geisterstadt“ – niederlassen. Während 
der akuten Krise scherten sich die Leute of-
fensichtlich wenig um formelle Landtitel.

Das änderte sich, als Frieden einkehrte 
und eine marktorientierte Entwicklung ein-
setzte. Seither sind Landkonflikte weit ver-
breitet. Zum Teil geht es dabei um abgelegene 
Waldgebiete, in denen indigene Gemein-
schaften leben, deren traditioneller Lebens-
stil eng mit den natürlichen Ressourcen der 
Wälder verknüpft ist.

Aber auch in anderen Regionen gibt es 
Konflikte um Grund und Boden. Dabei spielt 
eine Rolle, dass 85 Prozent der 16 Millionen 
Kambodschaner von der Landwirtschaft le-
ben. Für sie ist das Allerwichtigste, Land zu 
haben, das sie bewirtschaften können. Viele 
Kleinbauern befürchten, eines Tages den Bo-
den zu verlieren, den sie bebauen.

Kambodscha zählt zu den am we-
nigsten entwickelten Ländern Südostasiens. 
Laut Asiatischer Entwicklungsbank (ADB) 
leben dort heute 14 Prozent der Menschen 
unterhalb der Armutsgrenze. Ihre Kaufkraft 
liegt bei unter 1,25 Dollar pro Kopf und Tag.

Aktivisten zufolge begannen die Land-
konflikte 1999 – ein Jahr nachdem die letzten 
Kämpfer der Roten Khmer an der thailän-
dischen Grenze niedergeschlagen wurden. 
Auf jeden Fall nahmen die Spannungen zu, 
als die Regierung 2001 ein neues Landgesetz 
verabschiedete – nicht zuletzt, um auslän-
dische Investoren anzulocken. 

Dabei wurde ein Grundbuchsystem 
eingeführt. Grundsätzlich überträgt dieses 
System den Menschen Rechte auf das Land, 
das sie seit mindestens fünf Jahren kontinu-
ierlich genutzt haben. Der Registrierungspro-
zess läuft noch. Bis 2016 wurden Landtitel 
für etwa 60 Prozent aller betroffenen Grund-
stücke offiziell anerkannt. Die Regierung geht 
davon aus, dass bis zum Jahr 2023 alle Einträ-
ge vorgenommen werden.

Eine weitere neue Bestimmung ist 
die wirtschaftliche Landkonzession (ELC). 
ELC bedeutet, dass die Regierung staatliche 
Grundstücke von bis zu 10 000 Hektar für 
maximal 99 Jahre an private Investoren ver-
pachtet. Viele ELCs wurden allerdings wäh-
rend der Registrierungsphase gewährt, was 
landesweit zu Zwangsräumungen und ge-
walttätigen Protesten führte. Daraufhin fuhr 
die Regierung die Vergabe von ELCs herunter.

Insgesamt erhielten mehr als 100 Pri-
vatunternehmen ELCs, die etwa 2 Millionen 
Hektar umfassen. Bei den Landkonflikten 
geht es um Landwirtschaft, verarbeitende 
Industrie, Bergbaurechte und den Bau von 
Wasserkraftwerken. Auch Stadtentwicklung 
ist ein strittiges Thema (siehe Kasten, S. 35). 
Dass der Rechtsstaat labil ist, verschlimmert 
die Lage zusätzlich. Menschenrechte sind 
zwar offiziell anerkannt, werden aber nicht 
zuverlässig geschützt.

Betroffene Gemeinschaften haben in 
Phnom Penh diverse Aktionen gestartet in 

der Hoffnung, dass die Regierung – und viel-
leicht auch Ministerpräsident Hun Sen selbst 
– ihre Probleme lösen würde. Er ist seit mehr 
als 30 Jahren an der Macht und dafür be-
kannt, „Dinge in die Hand zu nehmen“, wenn 
auch nicht immer mit fairen Mitteln: Human 
Rights Watch beschuldigt ihn des Machtmi-
ssbrauchs und der Gewaltherrschaft. Dorf-
bewohner haben zudem Politiker aus der 
Nationalversammlung, dem Senat und den 
zuständigen Ministerien gebeten zu interve-
nieren.

Die Dorfgemeinschaften werden aber 
selten angehört. Aktivisten zufolge ist die 
mächtige Elite in die meisten Landkonflikte 
involviert, darunter hochrangige Regierungs-
beamte. Schätzungsweise sind rund 400 000 
bis 1 Million Menschen direkt von Landstrei-
tigkeiten betroffen. Die kambodschanische 
Menschenrechtsorganisation Adhoc schätzt, 
dass 60 000 Menschen gewaltsam aus ihren 
Häusern vertrieben worden sind.

Bei den Vertreibungen geht es biswei-
len brutal zu. 2012 wurde bei der Räumung 
eines Dorfes im Nordosten eine 14-Jäh-
rige von staatlichen Sicherheitskräften 
erschossen. Vann Sophat vom nichtstaat-
lichen kambodschanischen Zentrum für 
Menschenrechte (CCHR) bezeichnet die 
Räumungen als „Schlachtfelder“. Proteste 
werden oft gewaltsam niedergeschlagen. 
Dorfbewohnern, die es wagen, sich den Si-
cherheitskräften zu widersetzen, drohen 
Festnahme, Inhaftierung und Strafverfol-
gung. Man glaube den Gerichten nicht, dass 
sie unabhängig seien, wohl aber, dass sie im 
Namen der Regierung handelten, sagt Vann 
Sophat.

Die Bewohner dieser informellen Siedlung in Kambodschas Hauptstadt Phnom Penh  

wurden 2006 vertrieben. 
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Frauen sind in Landkonfl ikten be-
sonders aktiv. „Sie sind von Land und Haus 
abhängig“, erklärt der Aktivist. In Kambod-
scha schickt es sich nicht, dass Frauen sich 
weit von Haus und Hof entfernen. Viele 
Frauen würden ihr Leben riskieren, um für 
ihr Land zu kämpfen. Gewalttätige Proteste 
werden aber meist von Männern angeführt, 
so Vann Sophat.

Menschenrechtsgruppen kritisieren 
die Art, wie die Regierung mit den Streitig-
keiten um Grund und Boden umgeht. Latt 
Ky von Adhoc schildert, dass die Regierung 
die Situation vor Ort meist gar nicht eva-
luiert habe, bevor sie ELCs gewährte. Erst 
später habe sie dann festgestellt, wer davon 
überhaupt betroff en war. Auch die Auswir-
kungen der ELCs auf die Umwelt seien nicht 
untersucht worden.

Die Landstreitigkeiten haben dem 
Ansehen der Regierung geschadet. Bei den 
Wahlen im Jahr 2013 verlor die Regierungs-
partei neun Prozentpunkte und sank auf 
etwas unter 49 Prozent. Sie hat aber immer 
noch die Mehrheit der Sitze im Parlament.

Vor der Wahl erkannte Hun Sen an, 
dass es Probleme mit der Landvergabe gibt. 

Er beschloss 2012, keine weiteren ELCs zu 
gewähren und reduzierte die Pachtdauer auf 
50 Jahre. Die Menschen vor Ort bedürften 
des Schutzes, sagte er, und versprach, 1 Mil-
lion Hektar Land an arme und enteignete Fa-
milien zu vergeben. Menschenrechtsgruppen 
zufolge hat sich seitdem jedoch wenig getan.

Es gab ernsthafte Bemühungen, lau-
fende Landkonfl ikte zu lösen. Es wurden 
sogar eigens dafür Komitees eingerichtet. 
Allerdings sind die Interessen der Konfl ikt-
parteien meist schwer miteinander verein-
bar – zumal die Rechte der ELC-Gesellschaf-
ten vertraglich defi niert sind.

Menschenrechtsaktivist Vann Sophat 
schätzt, dass bislang „knapp über 20 Prozent 
der Landkonfl ikte gelöst wurden“. Seine Or-
ganisation, CCHR, hat 41 Gemeinschaften 
bei Streitigkeiten unterstützt. Bisher sei 
nur in zehn Fällen eine Lösung gefunden 
worden. Viele Betroff ene haben noch keine 
formalen Landtitel, also seien künftige Kon-
fl ikte nicht auszuschließen, warnt er.

Latt Ky von Adhoc sagt, insgesamt 
habe sich die Situation verbessert. Seit die 
Regierung keine ELCs mehr gewährt, seien 
keine neuen Konfl ikte entbrannt. Aber die 

bisher ungelösten Konfl ikte seien verhärtet. 
Künftigen Investoren gehe es darum, ihre Ge-
schäftsinteressen zu verfolgen, und  nicht um 
Kompromisse mit lokalen Gemeinschaften. 

Die Menschenrechtsaktivisten sind 
sich darüber einig, dass Landtitel künftig 
helfen können, Konfl ikte zu verhindern. Sie 
fi nden es wichtig, bei den Menschen das Be-
wusstsein für Eigentumsrechte zu schärfen.

Regierungsvertreter sagen, das Gesetz 
sei gut und werde langfristig funktionieren. 
Es sei zwar noch nicht alles in trockenen 
Tüchern, aber man befasse sich mit den Pro-
blemen. Gewissermaßen gibt die Regierung 
der Opposition die Schuld an den Schwie-
rigkeiten und sagt: „Die politischen Parteien 
haben die aktuelle Landfrage schamlos zu 
ihren Gunsten manipuliert.“ Aus Sicht der 
Menschenrechtsaktivisten jedoch hängt die 
Klärung der Landproblematik „vom politi-
schen Willen der Regierung“ ab. 

SUN NARIN
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lebt in Phnom Penh.

snnarin@gmail.com

Es war einmal ein See

Der Boeung-Kak-See in Phnom 
Penh ist für 99 Jahre an ein 
Privatunternehmen verpach-
tet worden. Das Unternehmen 
hat das Land eingefordert und 
ein neues Viertel auf dem 90 
Hektar großen Gelände errich-
tet. Die Menschen, die bis da-
hin von dem See lebten, haben 
keine Entschädigung bekom-
men. 

Früher war der See ein 
Erholungsgebiet. Heute kön-
nen sich viele der Restaurants 
nicht mehr halten. Auch die 
Fischer lebten von dem See. 

Seit 2007 mussten Tau-
sende von Familien ihre Häu-
ser rund um den ehemaligen 
See verlassen. Amnesty In-

ternational bezeichnet diese 
Entwicklung als Kambodschas 
„größte Zwangsräumung seit 
der Ära der Roten Khmer“. An-
geblich gehört ein führendes 
Mitglied der Regierungspar-
tei zu den Eigentümern des 
pachtenden Unternehmens.

„Es besteht kein Vertrau-
en zwischen den Anwohnern 
des Boeung-Kak-Sees und der 
Regierung“, sagt Vann Sophat 
vom nichtstaatlichen kam-
bodschanischen Zentrum für 
Menschenrechte (CCHR). Die 
Menschen sind frustriert, weil 
die Regierung keine Lösung 
anbietet. Die Polizei hat schon 
mehrfach Proteste gewaltsam 
niedergeschlagen. Boeung-

Kak-Aktivisten, darunter viele 
Frauen, sitzen im Gefängnis.
Dieser Konfl ikt sei besonders 
schwer zu lösen, weil er mit 
der Politik verknüpft sei, sagt 
Vann Sophat. Das sei nicht 
immer der Fall, aber die recht-
liche Situation sei oft kompli-
ziert.

Beim Fall Boeung Kak 
handelt es sich nicht um den 
einzigen Landkonfl ikt in 
Phnom Penh. Im Jahr 2009 
etwa wurden 150 Familien 
aus Dey Krahorm vertrieben 
und ihre Häuser zerstört. Das 
Land, auf dem sie gelebt hat-
ten, wurde an eine private 
Baufi rma verpachtet. Entschä-
digungen erhielten sie nicht.Fo
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Eine Anwohnerin des 

Boeung-Kak-Sees weint 

während eines Protestes in 

Phnom Penh im Jahr 2011. 
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Überfüllte Räume

Besonders in städtischen Gebieten ist Grund 
und Boden teuer. Das zwingt viele arme 
Menschen, in dichtbesiedelten, informellen 
Siedlungen ohne Mietsicherheit zu leben. 
Viele indische Slumbewohner müssen die 
Räumung ihrer Viertel fürchten.

Von Roli Mahajan

Janki  Prasad (40) lebt mit ihren drei Kin-
dern in einem winzigen Raum mit Blech-
dach und einer kaputten Holztür als Ein-
gang. In der Hütte ist kaum Platz für zwei 
Menschen. Eine Backsteinmauer trennt sie 
von der Straße, wo eine offene Abwasserrin-
ne neben dem Fußweg verläuft. In der Re-
genzeit ist hier alles überflutet. 

Jankis Haus ist eines von vielen in 
Seelampur, einem Slum in Delhi. Sie sagt, 
hier sei das Leben besser als in ihrem 600 
Kilometer entfernten Heimatdorf. Sie ist 
froh, dass sie ihren Mann jeden Tag sieht, 
der in der Hauptstadtregion arbeitet, wäh-

rend sie etwas Geld als Köchin verdient. Die 
Kinder gehen zur Schule. Ihre Wohnsituati-
on ist schwierig, doch Janki glaubt, dass sie 
hier bessere Chancen haben als im Dorf.

Tatsächlich ist sie eine der begünstig-
teren Slumbewohner, weil sie eine „Toilette“ 
mit einem Nachbarn teilt – ein behelfsmä-
ßiges Zelt mit Holzbohlen als Säulen und 
alten Bettlaken als Wänden. Die Toilette ist 
nicht an das Abwassersystem angeschlossen 
und die Exkremente gehen direkt in einen 
offenen Kanal. Die meisten Menschen in 
Seelampur nutzen die Gemeinschaftstoilet-
ten am Rande des Slums. Sie werden nicht 
regelmäßig gereinigt und von Männern wie 
Frauen genutzt. Die Frauen leiden unter der 
fehlenden Intimsphäre.

In Indien leben mehr als 65 Millionen 
Menschen in Slums, in über 100 000 infor-
mellen Siedlungen, von denen mehr als ein 
Drittel nicht offiziell anerkannt ist. Immer 
mehr Menschen kommen in der Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft in die Städte. Einem 

UN-Bericht nach ist die städtische Bevölke-
rung in Indien in den letzten zwanzig Jahren 
von 160 Millionen auf 377 Millionen gewach-
sen. Bis zum Jahr 2031 sollen rund 600 Mil-
lionen Menschen in den 8000 großen und 
mittelgroßen Städten Indiens leben.

Nur die Hälfte der Städte und Gemein-
den hat eigene Kommunalbehörden. Bei der 
Volkszählung 2011 wurden nur Slums dieser 
Städte gezählt, die anderen Slums werden 
von den Behörden oft einfach ignoriert.

Es gibt drei offizielle Klassifikationen 
für Slums: „gemeldet“, „anerkannt“ und 
„gekennzeichnet“. „Gemeldet“ und „aner-
kannt“ bedeutet, dass offizielle Autoritäten 
das Gebiet als Slum akzeptieren. Die dritte 
Kategorie besagt lediglich, dass wenigstens 
300 Personen in mindestens 60 Mietsgebäu-
den leben. Ein „gekennzeichneter“ Slum 
hat keinen rechtlichen Status und bezieht 
keine kommunalen Dienstleistungen. Mehr 
als eine Million der etwa 1,7 Millionen Slum-
bewohner Neu-Delhis leben so. Auch andere 

Viele Slums sind auf 

dem Grund der Bahn 

entstanden, so wie 

dieser in Kalkutta. 

Indien

 Delhi

Fo
to

: d
em

https://www.dandc.eu/de/contributors/Roli-Mahajan


E+Z  e-Paper  Juli 2017� 37

Landbesitz

indische Megastädte wie Mumbai, Kalkutta 
und Bangalore haben enorme Slumpopula-
tionen.

Die indische Urbanisierung ist weit-
gehend ungeplant und ungeordnet verlau-
fen. Unzählige Menschen leben in solchen 
marginalisierten Siedlungen. Stadtplaner 
und Politiker in Delhi träumen von einer 
„Weltklasse-Stadt“ ohne Slums. Sie meinen, 
durch einen „effizienten Markt für Bauland“ 
könnten bisher „unterbeanspruchte“ – weil 
von Slumbewohnern besetzte – öffentliche 
Flächen in kommerziell verwertbare Immo-
bilien umgewandelt werden. Stadtentwick-
lung heißt für sie: die meisten Elendsviertel 
räumen und einige aufwerten.

Die Delhi Development Authority 
(DDA) äußerte solche Pläne bereits 1997. 2010 
wurden vor den Commonwealth Games mas-
senweise arme Stadtbewohner vertrieben 
und deren Häuser abgerissen. Für die DDA 
sind Slums inakzeptabel. In den letzten Jahr-
zehnten teilen auch die Gerichte in Indien 
zunehmend diese Ansicht. In einem Gesetz 
von 2017 verhängte der Oberste Gerichtshof 
von Bombay Geldstrafen für Slumbewohner, 
die sich auf Arealen der Bahn niedergelassen 
haben. Die Familien hatten dort seit Jahr-
zehnten gelebt, aber die Richter befanden, es 
„sei strafbar, sich unbefugt auf Eisenbahnge-
lände niederzulassen“.

In Indien haben sich Slums schon 
immer bevorzugt auf öffentlichem Land, 
einschließlich Bahngrundstücken, gebildet. 
Meist tolerierten die Regierungsbehörden 
sie – schließlich sind auch Slumbewohner 
potenzielle Wähler. Ihre Angelegenheiten 
durften die Bewohner der informellen Sied-
lungen jedoch nie selbst und in der Weise, 
wie sie es sinnvoll finden, regeln.

Informelle Siedlungen werden in ma-
fiaähnlichen Netzwerken von Slumlords 
kontrolliert, die meist Kontakte zu korrup-
ten Politikern haben. Die Armen zahlen 
saftige Mieten für ihre miserablen Hüt-
ten. Schon für die geringen Basis-Dienst-
leistungen werden sie zur Kasse gebeten. 
Slums sind Teil der informellen Wirtschaft, 
in der Rechte von denen gemacht werden, 
die die Macht ausüben.

Der US-Wissenschaftler Asher Ghertner 
stellte fest, dass die Öffentlichkeit Slums zu-
nehmend ablehnt. Viele Gerichtsverfahren, 
die zur Räumung von Slums in Delhi führten, 
begannen als öffentlich-rechtliche Verfahren 
– PIL (public interest litigation). Ein PIL ist 
ein von einem Gericht anerkannter Rechts-

fall, den Bürger nicht in ihrem persönlichen 
Interesse, sondern im Interesse der Gemein-
schaft einreichen. Wohlhabende Bürger rei-
chen solche Klagen gegen Slums ein, weil sie 
sie als öffentliche Belästigung empfinden.

Seit einer Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofs von Bombay von 1985 können 
Regierungsstellen Slumbewohner vertrei-
ben, trotz des konstitutionellen Rechts des 
Menschen auf Leben und Lebensunterhalt. 
Die staatlichen Stellen müssen zwar nach 
geltendem Gesetz handeln und die Situati-
on der Slumbewohner berücksichtigen. Das 
geschieht aber praktisch kaum. Vertriebene 
haben auch kein Recht auf neuen Wohn-
raum. 

Bisweilen ist auch gut gemeinte Po-
litik schädlich. Der 2007 veröffentlichte 
Delhi-Masterplan 2021 führte eine „Vor-
Ort-Rehabilitation“ für die Sanierung von 
Slums ein. Der erste Slum, der so verbessert 
werden sollte, war die Kathputli-Kolonie, 
die Salman Rushdie in seinem berühmten 
Roman „Mitternachtskinder“ verewigt hat.

Weil Kathputli als Slumbereich ausge-
wiesen war, hatten die Menschen das Recht, 
dort zu leben. Trotzdem wurden die Bewoh-
ner 2014 vertrieben, dagegen half selbst die 
Medienaufmerksamkeit nicht. Inzwischen 
hat die Umverteilung von etwa 1000 neuen 
Wohnungen an einige der Vertriebenen be-
gonnen. Da diese aber nicht auf dem früheren 
Slumareal liegen, fühlen sich die ehemaligen 
Bewohner betrogen. Sie schrieben an ver-
schiedene Behörden, um sich zu beschweren. 

Vor-Ort-Rehabilitation ist generell 
möglich – allerdings müssen dabei die Be-
dürfnisse der Bewohner berücksichtigt wer-
den (siehe Diana Mitlin in E+Z/D+C, e-Paper 
2016/10, S. 24 und E+Z/D+C-Printausgabe 
2016/11-12, S. 13). Diese decken sich aber selten 
mit den Vorstellungen der Stadtplaner (siehe 
Rüdiger Korff in E+Z/D+C e-Paper 2016/10, 
S. 28 und E+Z/D+C Printausgabe 2016/11-12, 
S. 19). Vor-Ort-Rehabilitation nutzt vielleicht 
den Bewohnern, sie passt aber nicht zu den 
offiziellen Vorstellungen von „Weltklasse“.

Neue Richtlinien

Indiens Zentralregierung weiß um diese 
Herausforderungen. Ministerpräsident Na-
rendra Modi sagte: „Ich träume davon, dass 
bis im Jahr 2022 jeder Inder sein eigenes Zu-
hause hat und Zugang zu Strom, Wasser und 
nahe gelegenen Krankenhäusern. Niemand 
soll ohne Obdach sein.“

Die 2017 vorgeschlagene National 
Urban Rental Housing Policy könnte weg-
weisend sein. Den Slums soll demnach ihre 
Existenz auf städtischem Grund garantiert 
werden – sofern sie zu Mietwohnungen um-
gewandelt werden. Die Kommunen über-
nähmen dann die Rolle des Vermieters und 
wären an soziale Vorgaben gebunden. Laut 
Ministerium für Wohnungsbau und städ-
tische Armutsbekämpfung hätte das zwei 
Vorteile: So würden die Slumbewohner vor 
der ständigen Bedrohung geschützt, geräumt 
zu werden, und es wäre darüber hinaus eine 
passable Einnahmequelle für die städtischen 
Behörden. Wohnungsbauminister M. Ven-
kaiah Naidu sagte im April 2017, diese Politik 
„ziele darauf ab, die zunehmenden Wohnbe-
dürfnisse von Migranten, Studenten, allein-
stehenden, arbeitenden Frauen und anderen 
zu erfüllen“.

Der Ansatz ist sinnvoll. Trotzdem be-
zweifeln Beobachter, dass er funktioniert. 
Nicht zuletzt wegen der Erfahrung mit der 
Kathputli-Kolonie: Der DDA-Ansatz der Vor-
Ort-Rehabilitation geht zwar mit den Plänen 
der Zentralregierung einher – aber er ist ge-
scheitert.

Mukta Naik, Leiterin einer Forschungs-
gruppe am Zentrum für Politikforschung, 
einem unabhängigen Thinktank, mahnt, die 
neue Politik beinhalte nicht die unbedingte 
Garantie, dass nicht mehr geräumt werden 
darf. Dieses Versäumnis belegt ihrer Ansicht 
nach „das Versagen, informelle Siedlungen 
als das zu erkennen und zu akzeptieren, was 
sie sind: erschwinglicher Wohnraum, den ei-
gentlich der Staat bereitstellen müsste“. Der 
Staat betrachte Slumbewohner immer noch 
als Eindringlinge statt als Menschen, die ein 
Dach über dem Kopf brauchen, so ihr Fazit.

In indischen Städten ist ein Bauboom 
ausgebrochen, doch davon profitieren nur 
die Mittelklasse und die Wohlhabenden. 
Die Nachfrage nach Bauland ist immens. 
Manish Kumar, Manager einer privatwirt-
schaftlichen Immobilienberatung, sagt: 
„Häuser sind für die meisten unerschwing-
lich geworden.“ Er sieht einen Mangel an be-
zahlbaren Wohnungen, was wiederum aus 
einem Mangel an erschwinglichem Land 
und Krediten resultiert.

Roli Mahajan

ist freie Journalistin 

in Delhi. 

roli.mahajan@gmail.com
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Sorge um die Schwächsten

„De-risking“ ist ein neues Schlagwort in der 
Entwicklungsfinanzierung und bedeutet, dass 
man die Risiken in Projekten oder Program-
men reduzieren will. Der bekannte Entwick-
lungssoziologe Michael Cernea stellt die 
Frage, um wessen Risiken es dabei geht. Nicht 
nur Investoren sollten geschützt werden, 
meint er, sondern auch diejenigen, die vertrie-
ben werden und zu verarmen drohen. Ist das 
neue Umwelt- und Sozialrahmenwerk der 
Weltbank im kommenden Jahr erst einmal in 
Kraft, wird man sich um sie wohl noch weniger 
kümmern als bisher.

Von Korinna Horta

Cernea kennt die Risiken, die mit Entwick-
lungshilfe einhergehen. 1974 wurde er als  
erster Soziologe bei der Weltbank angestellt. 
Von da an führte er ein Vierteljahrhundert lang 
intellektuelle Kämpfe innerhalb und oft auch 
außerhalb der Institution. Er fordert, dass die 
offizielle Entwicklungshilfe auch sozialwissen-
schaftliche Kenntnisse berücksichtigen soll, 
nicht nur ökonomische. Sein bahnbrechendes 
Buch „Putting people first“ (1985/1991) wurde 
als Klassiker über partizipative Entwicklung in 
etliche Sprachen übersetzt. 

Cernea ist inzwischen von der Welt-
bank pensioniert worden, aber er ist weiter-
hin ein produktiver Autor. Ihm sind einige 
wegweisende Erfolge bei der Weltbank zu 
verdanken; am bekanntesten sind seine 
Arbeiten über Zwangsumsiedlungen. 1980 
verabschiedete die Weltbank diesbezüglich 
eine von ihm erarbeitete Politikrichtlinie.  
Diese läutete eine neue Ära ein, denn an-
dere multilaterale und bilaterale Agenturen 
übernahmen bald ähnliche Standards.

Der neue Ansatz betonte, dass entwick-
lungsbedingte Vertreibung Millionen von 
Menschen betrifft und vermieden werden 
sollte. Sollte das nicht möglich sein, müsse 
man die negativen Auswirkungen gering hal-
ten: Es kann nicht sein, dass die Ärmsten die 
Kosten für Entwicklung tragen. Die Weltbank 
solle Verantwortung dafür übernehmen und 
dürfe sie nicht den örtlichen, unterfinan-
zierten Behörden überlassen.

Der neue Ansatz stellte klar: Wenn 
ein Projekt zu Vertreibungen führt und Um-

siedlungen nötig werden, sind die damit 
verbundenen Kosten integraler Bestandteil 
des Projekts. Es ging darum, dass Geldgeber 
und Regierungen Menschen nicht wie Weg-
werfware behandeln können und Menschen 
Rechte, Besitzansprüche und Ziele haben.

Das IRR-Modell

Das IRR ist ein Planungsinstrument, das 
Cernea entwickelt und populär gemacht 
hat. IRR steht für „Impoverishment risks 
and reconstruction model for resettling dis-
placed populations“ – „Verarmungsrisiken 
und Rekonstruktionsmodell für die Umsied-
lung Vertriebener“. Er stellte es erstmals in 
China auf einer Konferenz über Wasserkraft 
vor.

Das Modell identifiziert acht grundle-
gende Risiken, die im Kontext von Zwangs-
umsiedlungen regelmäßig auftreten:

●● Landlosigkeit,
●● Arbeitslosigkeit,
●● Obdachlosigkeit,
●● Marginalisierung,
●● Nahrungsmittelunsicherheit,
●● Verlust von Zugang zu Ressourcen öf-

fentlichen Eigentums,
●● Verlust der Gesundheit und
●● Auflösung gemeinschaftlicher Struk-

turen. 
Diese Risiken müssen eingedämmt 

werden. Leider ist das nicht das, was Inter-
nationale Finanzinstitutionen (IFI) unter 
„De-risking“ verstehen. Vielmehr steht „De-

risking“ für eine einseitige Strategie, um an 
das private Kapital risikoscheuer Investoren 
zu kommen. Eine Option dabei ist, Versiche-
rungen anzubieten, die das Risiko abdecken. 
Ein anderer Ansatz wäre, sicherzustellen, 
dass Privatanleger durch gezielte Regulie-
rungen in Entwicklungsländern mit attrak-
tiven Renditen rechnen können.

IFI, darunter die Weltbank und ihre 
regionalen multilateralen Schwestern, be-
mühen sich um Privatgelder für große In-
frastrukturprojekte. Wenn die privaten Ka-
pitalströme nicht fließen, sind die von den 
G20 beabsichtigten Investitionsziele nicht 
erreichbar, die Billionen statt nur Milliarden 
Dollar für Infrastrukturprojekte anvisieren. 

Die Topmanager der IFI sind angetan 
vom „De-risking“. Erschreckend ist aller-
dings, dass es ihnen dabei allein darum geht, 
das Risiko der Investoren zu senken. So zu-
mindest stellte sich das in diesem Frühjahr 
bei den Treffen der Weltbank und des Inter-
nationalen Währungsfonds in Washington 
dar. Die Gefahren für die Einheimischen, 
durch große Infrastrukturprojekte entwur-
zelt, marginalisiert und in die Armut getrie-
ben zu werden, wurden kaum berücksichtigt. 
Cerneas Lehren bleiben unbeachtet.

IFI müssen mehr tun, als sich auf dem 
Papier zu einer inklusiven und nachhaltigen 
Entwicklung zu verpflichten. Sie müssen 
die Risiken für die Betroffenen im Vorfeld 
betrachten und sie gemeinsam mit den be-
troffenen Gemeinden offen und transparent 
angehen. Die IFI haben Umwelt- und Sozi-
alstandards verabschiedet, die sie dazu ver-
pflichten.

Tatsächlich aber ist es leider so, dass 
diese Standards aus diversen Gründen nicht 
stringent umgesetzt werden – und die Ten-

Indigene protestieren 2013 gegen Belo Monte in Brasilia. 
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denz  ist eine weitere Verschlimmerung. Oft 
interessieren sich Regierungen der Länder, 
in denen die Infrastruktur gebaut wird, 
kaum für die marginalisierten Gruppen. Sie 
wollen neue Straßen, Dämme, Minen, Kraft-
werke und dergleichen. 

Den IFI-Managern wiederum geht es 
darum, viele Projekte möglichst schnell um-
zusetzen, auch weil sie fürchten, verdrängt 
zu werden, etwa von privaten Anlegern  und 
neuen chinesisch geführten, multilateralen 
Banken wie der Asiatischen Infrastruktur-
Investitionsbank (AIIB) mit Sitz in Peking.

KeHRseITeN Des RIsIKoBasIeRTeN 
aNsaTZes

Das neue Environmental and Social Frame-
work (ESF) der Weltbank tritt 2018 in Kraft. 
Erfahrungsgemäß ahmen andere IFI das 
nach. Das neue Regelwerk verfolgt einen „ri-
sikobasierten Ansatz“, was bedeutet: Risiken 
brauchen nicht vor Beginn eines Projekts 

identifi ziert zu werden und sollen dann wäh-
rend der Projektdurchführung angegangen 
werden. Zudem beruft sich das ESF zuneh-
mend auf die Umwelt- und Sozialstandards 
von kreditnehmenden Regierungen und im-
mer weniger auf multilaterale Standards.

Cerneas Erfahrung nach bedeutet ein 
„risikobasierter“ Ansatz, dass die Risiken 
von Vertreibungen zunehmen, wenn sie 
nicht von Anfang an eingedämmt werden. 
Seiner Meinung nach sollte die Weltbank 
nicht nach dem „Learning by doing“-Prin-
zip verfahren, denn dann müssten für diese 
Lektionen „andere die Kosten tragen“. Au-
ßerdem werde die Bank das Gelernte schnell 
wieder vergessen. „Beim nächsten Projekt 
wird es wieder so sein“, warnt Cernea. 

Er betont, dass für Infrastrukturpro-
jekte Land benötigt wird – und dass dafür 
in den vergangenen Jahrzehnten Millionen 
Menschen entwurzelt wurden. Cernea sieht 
es als zunehmende Schizophrenie in der 
Entwicklungsfi nanzierung, dass man Pro-

jekten „Vorfahrt“ gibt, während man sich 
mit Vertreibung und Verarmung nicht ange-
messen auseinandersetzt.

KORINNA HORTA

ist Beraterin bei Urgewald, 

einer Nichtregierungsorgani-

sation mit Sitz in Deutsch-

land.

korinna.horta@gmail.com
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Prägende Erfahrungen

Der Soziologe Michael Cernea, 
Autor der Politikrichtlinie der 
Weltbank zur Verhinderung 
von Zwangsumsiedlungen, 
kam in Rumänien zur Welt. 
Als Kind einer jüdischen Fa-
milie entkam er auf wunder-
same Weise dem Holocaust der 
Nazis – darunter auch einem 
Pogrom, bei dem in seiner Hei-
matstadt Jassi mehr als 12 000 

Juden getötet wurden. 1974 zo-
gen er und seine Familie in die 
USA. Er selbst weiß, was Not 
bedeutet.

Die Nazi-Herrschaft und 
die persönliche Erfahrung von 
Unterdrückung prägten sein 
Denken nachhaltig. Seine Fa-
milie verlor damals ihre Le-
bensgrundlage und verarmte. 
Aufgrund der Rassengesetze 
konnte er nicht auf die öff ent-
liche Schule gehen, sondern 
musste auf eine arme Schule 
seiner Gemeinde. Der Weg da-
hin war lang und gefährlich. 
Er musste ein ganzes Jahr zu 
Hause bleiben; erst als 1944 die 
sowjetische Off ensive die deut-
sche Armee zurückdrängte, 
gelang es der Familie, nach Bu-
karest zu fl iehen. 

Cernea verpfl ichtete sich 
dem Kampf gegen jegliche Art 

von Diskriminierung. Gewalt 
und Terror, die er früh erlebt 
hat, prägten seine Sicht auf 
soziale Ausgrenzung, Margina-
lisierung und Ungerechtigkeit.

Cernea studierte Philo-
sophie und befasste sich ins-
besondere mit sozialen Fragen 
und politischer Ökonomie. 
Bald nach dem Krieg löste sich 
die Demokratie in Rumänien 
auf. Die früheren Versprechen 
der kommunistischen Partei 
von Freiheit, Gleichheit und 
sozialer Gerechtigkeit waren 
bald vergessen. Cernea schrieb 
daraufh in aus Trotz seine 
Dissertation über die „Wider-
sprüche in der sozialistischen 
Gesellschaft“. Es dauerte vier 
Jahre, bis sie akzeptiert wurde. 
Zu diesem Zeitpunkt war ihm 
klar, dass er sein Interesse an 
einer handlungsorientierten 
Soziologie in seinem Land 
nicht würde verfolgen können.

Akademische Instituti-
onen in Nordamerika wurden 

auf seine empirische Arbeit 
aufmerksam. Er bekam Einla-
dungen in die USA und nach 
Kanada und entschied sich 
schließlich auszuwandern. Mit 
Hilfe von US-Senatoren erhielt 
seine Familie die Genehmi-
gung des kommunistischen 
Regimes, ihm zu folgen. Der da-
malige Weltbankpräsident Ro-
bert McNamara stellte ihn ein 
und gab ihm damit eine öff ent-
liche Plattform für seine Tätig-
keit als Entwicklungssoziologe.

Cernea legte bei der 
Weltbank Grundlagen für die 
Sozialanthropologie der Ent-
wicklung, einen neuen Be-
reich der Angewandten Sozi-
alwissenschaften. Er gewann 
angesehene Preise wie den 
Kimball Award (1988) und den 
Malinowski-Preis (1995) für 
seine Pionierarbeit, öff ent-
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